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D 9 


1. Einführung Die — as u nur die 
Am 31. Januar 1940 iſt die Dritte Verordnung zur neuen und die ſa ch ich gen erten Veſtimmungen. 
Durchführung des Gelverböſtenergeſes (Dritte GewSt) 71° nicht behandelten Beſtimmungen der Dritten GewSt 
; ; S 5 ſind unverändert oder mit kleinen ſprachlichen Anderungen 
erſchienen (RGB J S. 284 und RStBl 1940 S. 185). Dieſe (3. B. die 8$ 3, 18, 26, 30 und 33 der Dritten GewSt) 
Dritte GewSt iſt an die Stelle der Zweiten Verord⸗ Be der Zweiten GewSt Arnommnen ode 
nung zur Durchführung des we Gt 2. 7 
GewSt) vom 20. Februar 1938 (N 209, RSt 2 nel 
1938 S, 241) getreten. Sie iſt mit Ausnahme einiger Be⸗ g Gewerbeſteuerpflicht * * 
ſtimmungen, die bereits für das Rechnungsjahr 1939 gelten, Die ſteuerliche Behandlung der „freien“ Voten, 
erſtmals für das Rechnungsjahr 1940 anzu⸗ das heißt der Lotſen, die nicht Beamte oder Angeſtellte im 
wenden. Die Beſtimmungen, die bereits für das Rech⸗ öffentlichen oder privaten Dienſt ſind, war bisher nicht ein- 
nungsiahr 1939 gelten, betreffen insbeſondere die heitlich. Die Tätigkeit der Lotſen wurde teils der N 5 
Fragen, die für das Rechnungsjahr 1939 zunächſt durch den ſt 16551 Abend en im A ; a 8 155 
Runderlaß vom 14. Juli 1939 (RStBl 1939 S. 849) vor⸗ EStG 1 nt Gew 6 \ 150 rde dne ich 
behaltlich ſpäterer Regelung im Verordnungsweg geregelt erden In deren Se e die Tätigfeit der 
waren. Hinweis auf die folgenden Abſchnitte A lo lo. Lotſen als Gewerbebetrieb behandelt und Gewerbe⸗ 
Aus praktiſchen Erwägungen iſt der geſamte Rechts⸗ ſteuer erhoben. Das entſprach der Behandlung nach dem 
ſtoff der Zweiten GewSt DW in die Dritte GewSt u über⸗ preußiſchen Gewerbeſteuergeſetz, wie ſie vom Dr eye 
nommen worden. Die Zweite GewSt mußte erg Bat ichen berverwaltungsgericht in ſtändiger 
und in einzelnen Beſtimmungen der Rechtsentwick⸗ Rechtſprechung ausgeſprochen worden iſt. Demgegenüber 
lung angepaßt werden. Es war außerdem erforder⸗ hat der Rei chs fin anzhof in einem amtlich nicht ver⸗ 
lich, beſondere Beſtimmungen für die Durchführung der öffentlichten Urteil vom 15. Februar 1939 — VI 38/88 
Gewerbeſteuer in der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen Ge⸗ entſchieden, daß die Lotſen am Kaiſer⸗W ilhbelm- 
bieten, im Memelland und in der bisherigen Freien Stadt Kanal weder Gewerbetreibende noch Angehörige der 
Danzig zu treffen. Es wäre deshalb nicht zweckmäßig ge⸗ freien Berufe ſeien. Es fehle bei ihnen an der Selbſtändig⸗ 
weſen, in einer Dritten GewSt D nur den neuen keit, die Vorausſetzung für das Vorliegen eines Gewerhe⸗ 
Rechtsſtoff zu regeln und die Zweite GewSt d in ge- betriebs ſei. Auch im Schrifttum gehen die Anſichten 
änderter Form daneben in Geltung zu laſſen. Die Zu⸗ über die Rechtsſtellung der Lotſen und über ihre ſteuerliche 
ſammenfaſſung aller für die Durchführung der Gewerbe⸗ Behandlung auseinander. 
ſtener 1940 erforderlichen Beſtimmungen in einer Ver⸗ Die unterſchiedliche Behandlung der Lotſen mag zum 
ordnung wird die Anwendung dieſer Beſtimmungen er- Teil dadurch verurſacht fein, daß das Lotſenweſen im Deut- 
leichtern. N ſchen Reich nicht einheitlich geregelt iſt. Die gegenwärtigen 
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lotſenrechtlichen Beſtimmungen gelten jeweils nur für einen 
beſtimmten Kreis von Lotſen. Alle Lotſen leiſten aber 
der Schiffahrt die gleichen Hilfsdienſte. Sie 
werden auch, ſoweit ſie nicht Beamte oder Angeſtellte ſind, 
gewerberechtlich einheitlich als Gewerbe⸗ 
treibende behandelt. Der Grundſatz der Gleichmäßig⸗ 
keit der Beſteuerung und der Grundſatz der typiſchen Be⸗ 
trachtungsweiſe des Steuerrechts gebieten, die Lotſen, deren 
Tätigkeit und Stellung, wirtſchaftlich geſehen, die gleiche iſt, 
auch ſteuerlich einheitlich, und zwar als Ge⸗ 
werbetreibende, zu behandeln. 


$ 4 der Dritten GewStD beſtimmt deshalb das 
folgende; 

„Die Tätigkeit der Lotſen unterliegt der Gewerbeſteuer. 

Das gilt nicht, wenn die Lotſen Beamte oder Angeſtellte 

im öffentlichen oder privaten Dienſt ſind.“ 


Es bedarf demgemäß keiner Prüfung, ob im einzelnen 
Fall alle Vorausſetzungen für Annahme eines Gewerbe⸗ 
betriebs gegeben ſind. Der Lotſe darf nur nicht Beamter 
oder Angeſtellter im öffentlichen oder privaten Dienſt ſein. 
Die Tatſache, daß die Tätigkeit des Lotſen im einzelnen Fall 
der Tatigkeit eines Beamten ähnlich iſt, ſteht der Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht nicht entgegen. Es ſind deshalb z. B. auch 
die Lotſen am Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal gewerbeſteuerpflichtig. 


Die Vorſchrift des § 4 der Dritten GewSt DD iſt 8 42 
Abſatz 2 der Dritten GewSt D gemäß erſtmalig be⸗ 
reits für das Rechnungsjahr 1939 anzuwenden. 
Rechtskräftige Entſcheidungen über die Gewerbe⸗ 
ſteuer 1939 bleiben aber unberührt, auch wenn ſie auf 
Freiſtellung von der Gewerbeſteuer lauten. 


3. Binnen⸗ und Küſtenſchiffahrtsbetriebe und Betriebſtätten 
auf Schiffen 

8.13 der Zweiten GewSt gemäß war für die Be⸗ 
triebſtätten auf Schiffen, die in einem inländiſchen Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen ſind, die Gemeinde hebeberechtigt, in 
der der inländiſche Heimathafen (Heimatort) des Schiffs 
liegt. Dieſe Regelung galt aber 8 13 Satz 2 der Zweiten 
GewSt DV gemäß nicht bei Kauffahrteiſchiffen, die zwar in 
einem inländiſchen Schiffsregiſter eingetragen 
ſind, aber im ſogenannten regelmäßigen Linien⸗ 
dienſt ausſchließlich zwiſchen ausländiſchen 
Häfen verkehren. Obwohl für dieſe Betriebſtätten die 
Gewerbeſteuerpflicht beſtand, konnte für ſie Gewerbeſteuer 
nicht erhoben werden, weil die Hebeberechtigung nicht 
geregelt war. § 5 der Tritten GewSt beſtimmt deshalb 
zur Klarſtellung, daß in dieſen Fällen ein inländiſcher Ge⸗ 
werbebetrieb nicht anzunehmen iſt. 

Die Hebeberechtigung für die Betriebſtätten 
auf Kauffahrteiſchiffen, die in einem inländiſchen Schiffs- 
regiſter eingetragen ſind und nicht im ſogenannten regel⸗ 
mäßigen Liniendienst ausſchließlich zwiſchen ausländiſchen 
Hafen verkehren, iſt im § 16 der Dritten GewSt in der⸗ 
ſelben Weiſe wie bisher geregelt. Es iſt die Gemeinde hebe⸗ 
berechtigt, in der der inländiſche Heimathafen (Heimatort) 
des Schiffs liegt. Die Gemeinde, in der der im Schiffs⸗ 
regiſter eingetragene Heimathafen (Heimatort) des Schiffs 
liegt, iſt — wie bisher — auch für Binnen- und 
Küſtenſchiffahrtsbetriebe hebeberechtigt, die feſte 
örtliche Anlagen oder Einrichtungen zur Ausübung des Ge⸗ 
werbes nicht unterhalten. Aus ſyſtematiſchen Gründen iſt 
die Hebeberechtigung für dieſe Betriebe und für die Be⸗ 
triebſtätten auf Kauffahrteiſchiffen zuſammenhängend im 
§ 16 der Dritten GewStD geregelt worden. 

8 5 Abſatz 1 der Zweiten GewSt DV, der die Steuer⸗ 
pflicht für Binnen⸗ und Küſtenſchiffahrtsbetriebe der be- 
zeichneten Art begründete, iſt unverändert als § 6 in die 
Dritte GewSt DV übernommen worden. 


J. Genoſſenſchaften 


Durch die Verordnung über die Körper- 
ſchaftſteuer der Erwerbs und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 8. Dezember 1939 
(RED S. 2391, RStBl 1939 S. 1189) ift die Körperſchaft⸗ 


ſteuer der Genoſſenſchaften neu geregelt worden. Dieſe Ver⸗ 
ordnung iſt durch den Runderlaß des Reichs- 
miniſters der Finanzen vom 11. Dezember 
1939 (RStBl 1939 S. 1198) erläutert und ergänzt worden. 
Die Verordnung ſieht das folgende vor: 


a) die Befreiung von der Körperſchaftſteuer für die land- 
wirtſchaftlichen Nutzungs⸗ und Verwer⸗ 
tungsgenoſſenſchaften, ſoweit ihre Tätigkeit 
im Bereich der Lands und Forſtwirtſchaft liegt, 

b) die ſteuerfreie Bildung von Eigenkapital 
bei gewerblichen Werk⸗ und Lieferungs- 
genoſſenſchaften, 

c) die Ermäßigung der Körperſchaftſteuer auf ein Drittel 
bei Kreditgenoſſenſchaften, die Kredite aus⸗ 
ſchließlich an ihre Mitglieder gewähren, 

d) die Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütun⸗ 
gen bei der Ermittlung des gewerblichen Gewinns in 
beſchränktem Umfang. 

Wegen der Einzelheiten Hinweis auf Binder, Die Neu⸗ 

regelung der Körperſchaftſteuer der Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 

ſchaftsgenoſſenſchaften, in DStg 1939 Nr 50. 


$ 8 der Dritten GewSt D gemäß gilt 
die Verordnung vom 8. Dezember 1939 vom 
Rechnungsjahr 1940 ab auch für die Er⸗ 
mittlung des Gewerbeertrags der Ge- 
noſſenſchaften. Demgemäß iſt auch der Runderlaß 
vom 11. Dezember 1939 für die Beurteilung der Geiverbe- 
ſteuerpflicht der Genoſſenſchaften entſprechend anzuwenden. 
Daraus ergibt ſich im einzelnen das folgende: 


a) Die nach § 2 der Verordnung vom 8. Dezember 1939 von 
der Körperſchaftſteuer befreiten landwirtſchaft⸗ 
lichen Nutzungs⸗ und Verwertungs⸗ 
genoſſenſchaften ſind bereits auf Grund des 83 
Ziffer 8 GewStG von der Gewerbeſteuer befreit. Die 
Vorſchrift des § 2 der Verordnung ſtimmt inhaltlich mir 
der Vorſchrift des § 3 Ziffer 8 GewStG überein. Inſo⸗ 
weit hat die Verordnung vom 8. Dezember 1939 für die 
Gewerbeſteuer keine Bedeutung. Wegen der Frage, wie 
bei der Gewerbeſteuer zu verfahren iſt, wenn die Kör⸗ 
perſchaftſteuer für die Gewinne aus Nichtmit⸗ 
gliedergeſchäften in einem Pauſchbetrag 
feſtgeſetzt wird, Hinweis auf Abſchnitt 17 der Gewerbe⸗ 
ſteuer⸗Richtlinien für 1940. 

d) Die Bildung von Eigenkapital bei den gewerblichen 
Werk⸗ und Lieferungsgenoſſenſchaften 
iſt im Rahmen des $ 3 der Verordnung vom 8. Dezember 
1939 auch gewerbefteuerfrei. 

c) Die Steuervergünſtigung für Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften, die Kredite ausſchließlich an ihre Mitglieder 
gewähren, gilt ſinngemäß auch für die Gewerbeſteuer. 
Hinweis auf Abſchnitt 17 der Gewerbeſteuer⸗Richtlinien 
für 1940. 

d) Die Warenrückvergütungen ſind unter den⸗ 
ſelben Vorausſetzungen wie bei der Körperſchaftſteuer 
bei der Ermittlung des gewerblichen Gewinns abzugs⸗ 
fähig. Die in dem RF H⸗Urteil vom 20. Dezember 1938 
(RStBl 1939 S. 689) aufgeſtellten Grundſätze über die 
gewerbeſteuerliche Behandlung der Warenvergütungen 
find inſoweit überholt. Bei Verbraucher ⸗ 
genoſſenſchaften ſind die Warenrückvergütungen, 
die bei Beginn des Wirtſchaftsjahrs dem Grund und der 
Höhe nach feſtſtehen, immer abzugsfähige Betriebsaus⸗ 
gaben. Hinweis auf Abſchnitt Ga des oben bezeichneten 
Runderlaſſes vom 11. Dezember 1939. Die Vorſchrift 
des § 8 Ziffer 7 GewStc, nach der Rückvergütungen, 
ſoweit ſie 3 v. H. der auf die Waren geleiſteten Bar⸗ 
zahlungen überſtiegen haben, bei der Ermittlung des 
Gewerbeertrags hinzugerechnet werden, bleibt unberührt. 
Sie kann bei den Verbrauchergenoſſenſchaften nicht zum 
Zuge kommen, weil fie § 5 des Rabattgeſetzes vom 
25. November 1933 (RGBI I S. 1011) gemäß eine höhere 
Rückvergütung als 3 v. H. nicht gewähren dürfen. 

Bei der Ermittlung des Gewerbekapitals der 

Genoſſenſchaften iſt § 52 a der Durchführungsverordnung 
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zum Reichsbewertungsgeſetz in der Faſſung vom 22. Novem⸗ 
ber 1939 (RGBl I S. 2271, NStBL 1939 S. 1133) zu be⸗ 
achten. Danach ſind zur Ermittlung des Einheitswerts des 
gewerblichen Betriebs die Geſchäftsguthaben der 
Genoſſen nur noch bei Genoſſenſchaften beſtimmter Art 
abzuziehen. Dieſe Beträge ſind bei der Ermittlung des 
Gewerbekapitals nicht hinzuzurechnen. Die Neuregelung des 
8 52 a RBewDL iſt erſtmalig bei der Bewertung des Ver⸗ 
mögens nach dem Stand vom Beginn des 1. Januar 1940 
anzuwenden (§ 88 RBew D). Sie gilt demgemäß auch für 
Wertfortſchreibungen auf den 1. Januar 1940. Es kann 
danach in Fällen, in denen nach bisherigem Recht die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben in größerem Umfang abzugsfähig waren, 
erforderlich werden, für Zwecke der Gewerbeſteuer 1940 eine 
Fortſchreibung des Einheitswerts des gewerblichen 
Betriebs auf den 1. Januar 1940 durchzuführen. Hinweis 
auf Abſchnitt 9. 

Für die Beſteuerung der Genoſſenſchaften waren im 
§ 32 der Zweiten GewSt D für die Gewerbeſteuer des 
Rechnungsjahrs 1938 beſondere übergangsbeſtimmungen 
getroffen worden. Bis auf die Vorſchrift des § 32 Ziffer 1 
der Zweiten GewSt DV, die die Ermittlung des Gewinns 
bei Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften betrifft, waren 
die libergangsbeitimmungen durch den Runderlaß vom 
14. Juli 1939 (RStBl 1939 S. 849) auf das Rechnungsjahr 
1939 ausgedehnt worden. Für die Zukunft ſind auch dieſe 
Übergangsbeſtimmungen hinfällig geworden. 


5. Einnehmer der Deutſchen Reichslotterie 


$ 11 der Zweiten GewStdD beſtimmte, daß die 
Tätigkeit der Einnehmer einer ſtaatlichen 
Lotterie auch dann nicht der Gewerbeſteuer unterliegt, 
wenn ſie im Rahmen eines Gewerbebetriebs ausgeübt wird. 
Im $ 14 der Dritten GewSt DV, der an die Stelle dieſer 
Beſtimmung tritt, iſt entſprechend dem Geſetz über die 
Deutſche Reichslotterie vom 21. Dezember 1938 (RGBl I 
S. 1835) und entſprechend der Faſſung des $ 18 EStG 1939 
an Stelle „der Einnehmer einer ſtaatlichen Lotterie“ „der 
Einnehmer der Deutſchen Reichslotterie“ 
geſetzt worden. 


6. Gewinn aus Gewerbebetrieb 


$ 7 GewSt J gemäß iſt Gewerbeertrag der Gewinn aus 
dem Gewerbebetrieb, der nach den Vorſchriften des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes oder des Körperſchaftſteuergeſetzes zu 
ermitteln iſt, vermehrt und vermindert um die in den 88 8 
und 9 GewStG bezeichneten Beträge. 

Als Gewinn, der nach den Vorſchriften 
des Einkommenſteuergeſetzes zu ermitteln 
iſt, gilt der Gewinn im Sinn der 88 4 bis 7 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes. Hinweis auf § 14 Abſatz 1 Satz 1 
der Zweiten GewSt und 8 17 Abſatz 1 der Dritten 
GewSt. Im 8 14 Abſatz 1 Satz 2 der Zweiten GewSt D 
war ausdrücklich beſtimmt, daß bei Perſonengeſell⸗ 
ſchaften zum Gewinn auch die Vergütungen gehören, die 
der Geſellſchafter von der Perſonengeſellſchaft für ſeine 
Tätigkeit im Dienſt der Geſellſchaft oder für die Hingabe 
von Darlehen oder für die überlaſſung von Wirtſchafts- 
gütern bezogen hat. Dieſe Beſtimmung iſt als entbehr⸗ 
lich in die Dritte GewSt nicht übernommen worden. 
Es ergibt ſich bereits aus $ 15 Ziffer 2 EStG, daß dieſe 
Vergütungen zum Gewinn aus Gewerbebetrieb gehören. 

Als Gewinn, der nach den Vorſchriften 
des Körperſchaftſteuergeſetzes zu er⸗ 
mitteln iſt, gilt das Einkommen im Sinn des 8 6 
des Körperſchaftſteuergeſetzes. Hinweis auf § 14 Abſatz 2 
der Zweiten GewSt DV und 8 17 Abſatz 2 Satz 1 der Dritten 
GewSt. Der Gewinn, von dem für die Ermittlung des 
Gewerbeertrags auszugehen iſt, wäre danach bei Körper— 
ſchaften — anders als bei Einzelgewerbetreibenden und Ber- 
ſonengeſellſchaften — bereits um den Verluſtabzug 
810 Abſatz 1 Ziffer 4 EStG 1939 gemäß ge 
mindert. Der Verluſtabzug wird aber für die Gewerbe⸗ 
ſteuer als Gewerbeverluſt beſonders berückſichtigt. Hinweis 
auf Abſchnitt 7. 8 17 Abſatz 2 Satz 2 der Dritten GewSt DV 
beſtimmt deshalb, daß der Verluſtabzug nach § 10 Abſatz 1 
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Ziffer 4 EStG 1939 bei der Ermittlung des Einkommens 
im Sinn des 8 6 KStG außer Betracht bleibt. Damit 
iſt eine einheitliche Ermittlung des Gewerbeertrags für die 
Körperſchaftſteuerpflichtigen und für die Einkommenſteuer⸗ 
pflichtigen gewährleiſtet. 


7. Gewerbeverluſt 

§ 10 Abſatz 1 Ziffer 4 ESIS 1939 gemäß find bei Ge⸗ 
werbetreibenden, die Bücher nach den Vorſchriften des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs führen, von dem Geſamtbetrag der Ein⸗ 
künfte die in den beiden vorangegangenen Wirtſchaftsjahren 
entſtandenen Verluſte aus Gewerbebetrieb abzuziehen, 
ſoweit ſie nicht bei der Veranlagung für die vorangegangenen 
Kalenderjahre ausgeglichen oder abgezogen worden ſind. 
Dieſer Verluſtabzug berührt als Sonderausgabe 
nicht den Gewinn aus Gewerbebetrieb, ſon⸗ 
dern das Einkommen. Der Verluſtabzug iſt deshalb für 
die Gewerbeſteuer beſonders geregelt 
worden. Dieſe Regelung mußte auf den Realſteuercharakter 


der Gewerbeſteuer Rückſicht nehmen. Der für die Ein⸗ 


kommenſteuer (Körperſchaftſteuer) vorzunehmende Aus- 
gleich des Verluſts aus Gewerbebetrieb mit Einkünften 
aus anderen Einkunftsarten hat für die Gewerbeſteuer 
feine Bedeutung. Der gewerbeſtenerlich abzugsfähige 
Verluſt kann ſich auch nicht mit dem einkommenſteuerlichen 
Verluſt aus Gewerbebetrieb decken, weil die Hinzu: 
rechnungen und Kürzungen im Sinn der 88 8 
und 9 GewStG berückſichtigt werden müſſen. Erſt ein 
Fehlbetrag, der ſich nach Berichtigung des Verluſts 
(Gewinns) aus Gewerbebetrieb um die Hinzurechnungen 
und Kürzungen ergibt, kann bei der Ermittlung des Ge⸗ 
werbeertrags in den folgenden Wirtſchaftsjahren berück⸗ 
ſichtigt werden. Dieſer Fehlbetrag wird als Gewerbe- 
ver luſt bezeichnet. 

Der Gewerbeverluſt war zunächſt vorbehaltlich ſpäterer 
Regelung im Verordnungsweg durch den Runderlaß vom 
14. Juli 1939 (RStBl 1939 S. 849) geregelt worden. § 19 
der Dritten GewSt beſtimmt in Übereinſtimmung mit 
dem bezeichneten Erlaß das folgende: 

„Der Gewerbeertrag wird bei Gewerbetreibenden, 
die Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
führen, um die Fehlbeträge gekürzt, die ſich bei der Er⸗ 
mittlung des Gewerbeertrags für die beiden voran⸗ 
gegangenen Wirtſchaftsjahre (8 10 des Geſetzes) nach den 
Vorſchriften der 88 7 bis 9 des Geſetzes ergeben haben, 
ſoweit die Fehlbeträge nicht bei der Ermittlung des Ge: 
werbeertrags für das vorangegangene Wirtſchaftsjahr 
gekürzt worden ſind.“ 


Entſprechend der in dem Runderlaß vom 14. Juli 1939 
getroffenen vorläufigen Regelung iſt die Vorſchrift des 8 19 
der Dritten GewSt DV und die damit zuſammenhängende 
Vorſchrift des $ 17 Abſatz 2 der Dritten GewSt (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 6) erſtmals bereits für das 
Rechnungsjahr 1939 anzuwenden. Hinweis auf 8 42 
Abſatz 2 der Dritten GewSt DV. In dem Runderlaß vom 
14. Juli 1939 war für den Fall, daß ſich im Wirtſchaftsjahr 
1937 (1936/37) ein Gewerbeertrag ergeben hat, beſtimmt 
worden, daß ein Gewerbeverluſt des Wirtſchaftsjahrs 1936 
(1935/36) nur inſoweit abzugsfähig iſt, als er den im Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1937 (1936/37) erzielten Gewerbeertrag über⸗ 
ſteigt. Dieſe Regelung bleibt unberührt. 

Die Ermittlung und der Abzug des Gewerbe⸗ 
verluſts ſind im einzelnen im Abſchnitt 48 der Gewerbe⸗ 
ſteuer⸗ Richtlinien für 1940 behandelt. Der Abzug 
des Gewerbeverluſts gilt auch für Gewerbebetriebe in der 
Oſtmark, in den ſudetendeutſchen Gebieten, 
im Memelland und in der bisherigen Freien 
Stadt Danzig. Der abzugsfähige Gewerbeverluſt muß 
in dieſen Fällen unter ſinngemäßer Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des Gewerbeſteuergeſetzes ermittelt werden. 


8. Dauerſchulden bei Kreditinſtituten 


8 17 der Zweiten GewSt DV gemäß find bei Kredit- 
inſtituten im Sinn des § 1 des Reichsgeſetzes über 
das Kreditweſen vom 5. Dezember 1934 
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(RGBl J S. 1203) hereingenommene Gelder, Darlehen und 
Anleihen nur in einem beſtimmten Umfang als Dauer⸗ 
ſchulden zu behandeln. Das Reichsgeſetz über das Kredit⸗ 
weſen vom 5. Dezember 1934 iſt in neuer Faſſung als Ge⸗ 
ſetz über das Kreditweſen vom 25. Septem- 
ber 1939 (RGBl 1 S. 1955) bekanntgemacht worden. Im 
§ 21 der Dritten GewSt D iſt demgemäß auf § 1 des Ge⸗ 
ſetzes über das Kreditweſen vom 25. September 1939 Bezug 
genommen worden. Sachlich hat ſich gegenüber der bis⸗ 
herigen Regelung nichts geändert. 


9. Maſzggebender Einheitswert 

$ 25 der Dritten GewSt D ſtimmt — von kleinen 
ſprachlichen Anderungen abgeſehen — mit der Faſſung des 
§ 21 Abſatz 1 der Zweiten GewSt Du überein. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 21 Abſatz 2 der Zweiten GewSt DV, die die 
Kürzung nach § 9 Ziffer 1 GewStG für nur teilweiſe zum 
Betriebsvermögen gehörenden Grundbeſitz betrifft, iſt aus 
ſyſtematiſchen Gründen als Abſatz 2 in den 8 23 der Dritten 
an (§ 19 der Zweiten GewSt D) übernommen 
worden. 

Auf den 1. Januar 1940 findet eine Haupt ⸗ 
feſtſtellung der Einheitswerte für die wirtſchaftlichen 
Einheiten des Betriebsvermögens ſtatt. In der Dftinarf, in 
den ſudetendeutſchen Gebieten, im Memelland und im Ge— 
biet der bisherigen Freien Stadt Danzig findet auf den 
gleichen Zeitpunkt auch eine Hauptfeſtſtellung der Einheits 
werte für die wirtſchaftlichen Einheiten des land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Vermögens, des Grundvermögens, für die 
Betriebsgrundſtücke und für die Gewerbeberechtigungen 
ſtatt. Die Einheitswerte vom Hauptfeſtſtellungszeitpunkt 
vom 1. Januar 1940 ſind der Vermögen ſteuer für 
den Hauptveranlagungszeitraum zugrunde zu legen, der 
abweichend von § 12 des Vermögenſteuergeſetzes ſchon mit 
dem 1. April 1940 beginnt. Es hätte nahe gelegen, die 
Einheitswerte vom Hauptfeſtſtellungszeitpunkt vom 1. Ja⸗ 
nuar 1940 auch ſchon für die Gewerbeſteuer des 
Rechnungsjahrs 1940 zu berückſichtigen. Es iſt aber 
daran feſtgehalten worden, daß der Einheitswert vom 
Hauptfeſtſtellungszeitpunkt nur dann für die Gewerbeſteuer 
maßgebend iſt, wenn er mindeſtens fünf Viertel 
jahre vor dem Beginn des Erhebungszeit⸗ 
raums liegt. Die Einheitswerte vom Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt vom 1. Januar 1940 ſind demgemäß erſt für die 
Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 1941 maßgebend. 

Für dieſe Regelung waren in der Hauptſache ver⸗ 
waltungsmäßige Gründe entſcheidend. Bei der 
Zugrundelegung der Einheitswerte vom Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt vom 1. Januar 1940 wäre entweder in nicht un⸗ 
bedeutendem Umfang Doppelarbeit zu leiſten geweſen 
oder es hätte eine weſentliche Verzögerung der Ge⸗ 
werbeſteuerveranlagung 1940 in Kauf genommen werden 
müſſen. Würden die Feſtſtellung des Einheitswerts und die 
Feſtſetzung des Gewerbeſteuermeßbetrags in einem Arbeits: 
gang durchgeführt werden, jo würde in allen Fällen, in 
denen der Einheitswert ſich durch Rechtsmittelentſcheidung 
oder Berichtigungsfeſtſtellung än d ert, auch die Feſt⸗ 
ſetzung des Gewerbeſteuermeßbetrags geändert werden 
müſſen. Würde aber die Feſtſetzung des Gewerbeſteuermeß⸗ 
betrags ſo lange zurückgeſtellt werden, bis der Einheitswert 
rechtskräftig ift. fo könnte die Feſtſetzung der Ge⸗ 
werbeſtenermeßbeträge nicht rechtzeitig abgeſchloſſen werden. 
Angeſichts der erheblichen Unterſchiede, die die gewerblichen 
Erträge im Jahr 1939 gegenüber dem Vorjahr aufweiſen, 
beſteht aber ein ſtarkes Intereſſe daran, die Gewerbeſteuer⸗ 
feſtſezung ſo raſch wie möglich durchzuführen (rechtzeitige 
Nachforderung bei geſtiegenem Gewerbeertrag, Vermeidung 
von Stundungsanträgen bei geſunkenem Gewerbeertrag). 

Aus der getroffenen Regelung folgt, daß für die Zwecke 
der Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 1940 eine Fort- 
ſchreibung des Einheitswerts auf den 1. Januar 
1940 durchgeführt werden muß, wenn ſich für den 
1. Januar 1940 gegenüber dem letzten Feſtſtellungszeitpunkt 
die erforderliche Wertabweichung ergibt. 

Wegen der abweichenden Regelung für die 
Gewerbebetriebe in der Oſtmark, in den ſu deten 


deutſchen Gebieten, im Memelland und im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
Hinweis auf Abſchnitt 13. 


10. Veränderungen im Beſtand an Betriebsgrundſtücken 


8.12 Abſatz 3 Ziffer 1 GemSt& gemäß wird die Summe 
des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs und der Hinzu⸗ 
rechnungen um die Summe der Einheitswerte gekürzt, mit 
denen die Betriebsgrundſtſicke in dem Einheitswert des ge⸗ 
werblichen Betriebs enthalten find. Anderungen im Be- 
ſtand an Betriebsgrundſtücken konnten demgemäß nach 
der bisherigen Rechtslage für die Ermittlung des Gewerbe⸗ 
kapitals erſt dann berückſichtigt werden, wenn der Einheits⸗ 
wert des gewerblichen Betriebs fortgeſchrieben 
war. Der Erwerb oder die Veräußerung eines Betriebs- 
grundſtücks wird aber für ſich allein in der Regel eine Fort⸗ 
ſchreibung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs 
nicht bedingen. Die Anderungen im Beſtand an Betriebs- 
grundſtücken mußten demnach bei der Gewerbe 
kapitalſteuer im allgemeinen für einen länge⸗ 
ren Zeitraum unberückſichtigt bleiben. 

Bei der Grundſteuer iſt die Rechtslage anders. 
Der Eigentumswechſel an einem Betriebsgrundſtück löſt be⸗ 
reits auf den Beginn des folgenden Kalenderjahrs mit 
Wirkung für das darin beginnende Rechnungsjahr eine 
Fortſchreibung des Einheitswerts und eine 
Fortſchreibungsveranlagung der Grund- 
ſteuer aus. 

Beiſpiel: 

Der Einheitswert eines gewerblichen Betriebs auf den 
1. Januar 1935 beträgt 200 000 RM. Am 1. Juli 1939 wird ein 
Grundſtück erworben. Kaufpreis und Einheitswert betragen 
50 000 RM. Der Kaufpreis wird aus flüſſigen Mitteln des 
Betriebs bezahlt. Eine Fortſchreibung des Einheitswerts des 
Betriebs iſt nicht möglich. Die Gewerbekapitalſteuerbelaſtung 
ändert ſich alſo nicht, obwohl ab dem 1. April 1940 zuſätzlich 
Grundſteuer zu entrichten iſt. 

Der Zweck der Vorſchrift des § 12 Abſatz 3 Ziffer ! 
GewStG iſt, die doppelte ſteuerliche Belaftung 
der Betriebsgrundſtücke mit Grundſtener 
und Gewerbekapitalſtener zu vermeiden. 
Um dieſes Ergebnis zu erreichen, beſtimmt 8 28 der Dritten 
GewSt das folgende: 

„() Der Erwerb oder die Veräußerung eines Be⸗ 
triebsgrundſtücks wird bei der Ermittlung des Gewerbe⸗ 
kapitals nach Maßgabe der Abſätze 2 und 3 berückſichtigt, 
wenn das Betriebsgrundſtück nach dem Zeitpunkt, auf 
den der maßgebende Einheitswert des gewerblichen Be- 
triebs (§ 25) feſtgeſtellt worden iſt, und vor dem Beginn 
des Kalenderjahrs, in dem der Erhebungszeitraum be- 
ginnt, erworben oder veräußert worden iſt. 

(2) Beim Erwerb eines Betriebsgrundſtücks iſt das 
Gewerbekapital um den Betrag der Anſchaffungskoſten 
für das Grundſtück zu kürzen. Verbindlichkeiten im Sinn 
des § 12 Abſatz 2 Ziffer 1 des Geſetzes, die mit dem Er⸗ 
werb des Grundſtücks zuſammenhängen, find dem Ge- 
werbekapital hinzuzurechnen. 

(3) Bei der Veräußerung eines Betriebsgrundſtücks 
iſt der Betrag des Veräußerungserlöſes abzüglich der 
Verbindlichkeiten im Sinn des § 12 Abſatz 2 Ziffer 1 
des Geſetzes, die bei der Veräußerung des Grundſtücks 
weggefallen find, dem Gewerbekapital hinzuzurechnen.“ 

Die Vornahme von Hinzurechnungen und Kürzungen 
iſt danach an zwei Vorausſetzungen geknüpft: 

a) Das Betriebsgrundſtück muß na ch dem Zeitpunkt, 
auf den der maßgebende Einheitswert 
des gewerblichen Betriebs (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 9) feſtgeſtellt worden iſt, erworben 
oder veräußert worden ſein. Iſt das Grundſtück 
vor dieſem Zeitpunkt erworben oder veräußert worden, 
ſo beſteht kein Anlaß für eine Sonderregelung, weil 
dann die Veränderung bereits im Einheitswert des ge⸗ 
werblichen Betriebs berückſichtigt worden 0 655 

Das Betriebsgrundſtück muß vor dem Be ginn 
des Kalender jahrs, in dem der Er⸗ 
hebungszeftraum beginnt, erworben oder 


b 


— 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 11 / 16. März 1940 / S. 128 


veräußert worden Sein. Sit das Grundſtück ſpäter 
erworben oder veräußert worden, ſo bleibt es bei der ſich 
nach dem Geſetz ergebenden Regelung, weil der Erwerb 
oder die Veräußerung des Grundſtücks ſich in dieſem 
Fall erſt auf die Erhebung der Grundſteuer für einen 
ſpäteren Erhebungszeitraum auswirken. 

Sind dieſe Vorausſetzungen erfüllt, ſo wird beim Er⸗ 
werb eines Betriebsgrundſtücks das Gewerbekapi⸗ 
tal um den Betrag der Anſchaffungskoſten für 
das Grundſtück gekürzt. Demgemäß müſſen Ver⸗ 
bindlichkeiten im Sinn des § 12 Abſatz 2 Ziffer 1 
GewStG, die mit dem Erwerb des Grundſtücks zuſammen⸗ 
hängen, insbeſondere alſo Dauerſchulden, dem Ge- 
werbekapital hinzugerechnet werden. Bei der Ver⸗ 
äußerung eines Betriebsgrundſtücks iſt der Betrag des 
Veräußerungserlöſes abzüglich der Ver⸗ 
bindlichkeiten im Sinn des § 12 Abſatz 2 Ziffer 1 
GewStG, die bei der Veräußerung des Grundſtücks weg⸗ 
gefallen ſind, dem Gewerbekapital hinzuzu⸗ 
rechnen. In dem oben bezeichneten Beiſpiel iſt alſo für 
die Berechnung der Gewerbeſteuer nach dem Gewerbekapital 
für das Rechnungsjahr 1940 von einem um 50 000 NM ver- 
minderten Gewerbekapital auszugehen. 

Die Auswirkung der neuen Beſtimmungen des $ 28 
der Dritten GewSt kiſt im Abſchnitt 51 der Gewerbe⸗ 
ſteuer-Richtlinien für 1940 an Hand von Beiſpielen er⸗ 
läutert. Dort iſt auch klargeſtellt, daß die Regelung, die für 
den Erwerb von Betriebsgrundſtücken getroffen iſt, ent⸗ 
ſprechend gilt, wenn aus Mitteln des gewerblichen Betriebs 
Aufwendungen auf Betriebsgrundſtücke 
(3. B. für eine Erweiterung des Betriebsgebäudes) ge⸗ 
macht worden ſind und das zu einer Fortſchreibung 
des Einheitswerts des Betriebsgrund⸗ 
ſtücks geführt hat. 


11. Wareneinzelhandelsunternehmen 


Die Beſtimmung des Begriffs „Wareneinzel⸗ 
handels unternehmen“ für die Zwecke der Zweig⸗ 
ſtellenſteuer und der Zerlegung war in der Zweiten 
GewSt auf die Umſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
vom 17. Oktober 1934 abgeſtellt. Hinweis auf 88 26 und 31 
der Zweiten GewSt DV. An die Stelle der Umſatzſteuer⸗ 
durchführungsbeſtimmungen vom 17. Oktober 1934 ſind mit 
Wirkung vom 1. Januar 1989 die Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zum Um ſatzſteuergeſetz vom 
23. Dezember 1938 (RGBl I S. 1935, RStBl 1939 
S. 8) getreten. Durch den Runderlaß vom 14. Juli 1939 
(RStl 1939 S. 849) iſt für das Rechnungsjahr 1939 be⸗ 
ſtimmt worden, daß für die gewerbeſteuerliche Beurteilung 
des Begriffs Wareneinzelhandelsunternehmen von den 
neuen Umſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen auszugehen 
iſt. Eine entſprechende Regelung iſt nunmehr in die Dritte 
GewSt Do aufgenommen worden. Wie bisher deckt ſich der 
Begriff des Wareneinzelhandelsunternehmens für die 
Zweigſtellenſteuer nicht mit dem entſprechenden 
Begriff für die Zerlegung. 

Der Kreis der Unternehmen, die für die Zweig⸗ 
ſtellenſteuer als Wareneinzelhandelsunternehmen in 
Betracht kommen, beſtimmt ſich nach § 31 der Dritten 
GewSt. Dieſer lautet: 

„(1) Wareneinzelhandelsunternehmen im Sinn des 
§ 17 des Geſetzes find Unternehmen, die ausſchließlich 
oder neben anderen Umſätzen Lieferungen im Einzel⸗ 
handel bewirken. Lieferungen im Einzelhandel, die neben 
anderen Umſätzen bewirkt werden, bleiben außer Be⸗ 
tracht, wenn ſie ein Hundertſtel des Geſamtumſatzes nicht 
überſteigen. 

(2) Lieferungen im Einzelhandel im Sinn des Ab- 
ſatzes 1 ſind 
a) die im 8 11 Abſatz 3 der Durchführungsbeſtimmungen 

zum Umſatzſteuergeſetz vom 23. Dezember 1938 

(RGBl J S. 1935) bezeichneten Lieferungen, 

b) Lieferungen im Großhandel, ſonſtige Leiſtungen und 

Eigenverbrauch, die als ſolche aus der Buchführung 

nicht eindeutig und leicht nachprüfbar erſichtlich ſind. 


(3) Die im § 53 Abſatz 1 der Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Umſatzſteuergeſetz bezeichneten Lieferungen 
gelten nicht als Lieferungen im Einzelhandel.“ 


Dieſe Regelung ſtimmt ſachlich im weſentlichen mit der 

bisherigen überein. Die Vorſchrift iſt klarer gefaßt als bis⸗ 
her. Im Abſatz 1 Satz 1 wird nicht mehr auf Umſätzeim 
Einzelhandel, ſondern auf Lieferungen im 
Einzelhandel abgeſtellt. Die Zweigſtellenſteuerpflicht 
wird wie bisher nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß außer 
Einzelhandelslieferungen auch andere Umſätze bewirkt 
werden. Die Zweigſtellenſteuerpflicht wird auch künftig nicht 
ausgelöſt, wenn das Unternehmen Einzelhandelslieferungen 
nur in geringem Umfang tätigt. 
Lieferungen im Einzelhandel ſind die im 
§ 11 Abſatz 3 USt” 1938 bezeichneten Lieferungen, das 
find Lieferungen, die nicht Lieferungen im Groß⸗ 
handel (8 11 Abſatz 1 USt DB 1938) find. Die Liefe⸗ 
rungen an das Reich und an andere Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, die Lieferungen von 
Waſſer, Gas, Elektrizität und Wärme kund die 
Lieferungen von Brennſtoffen, und zwar von Stein⸗ 
kohle, Braunkohle, Preßkohle (Briketts) und aus Kohle her⸗ 
geſtelltem Koks, ſind niemals Lieferungen im Einzelhandel. 
Dagegen gelten für die Zwecke der Zweigſtellenſteuer auch 
Lieferungen im Großhandel, ſonſtige Lei⸗ 
ſtungen und Eigenverbrauch, die als ſolche aus 
der Buchführung nicht eindeutig und leicht nachprüfbar er⸗ 
ſichtlich ſind, als Lieferungen im Einzelhandel. 
Das entſpricht im weſentlichen der bisherigen Regelung, die 
vorſah, daß Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, bei denen 
die Sicherungsvorſchriften (§ 161 Abſatz 1 Ziffer 2 Satz 2 
AO, § 53 USt DB 1934) nicht innegehalten find, als Liefe⸗ 
rungen im Einzelhandel zu behandeln ſind. 


Für die Zwecke der Zerlegung beſtimmt $ 86 der 
Dritten GewSt das folgende: 

„(1) Wareneinzelhandelsunternehmen im Sinn des 
§ 29 Abſatz 1 Ziffer 3 des Geſetzes find Unternehmen, 
die ausſchließlich Lieferungen im Einzelhandel bewirken. 
Der Eigenverbrauch (8 1 Ziffer 2 des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes) bleibt dabei außer Betracht. 

(2) Lieferungen im Einzelhandel im Sinn des Ab 
ſatzes 1 find die im § 11 Abſatz 3 der Durdjführungs- 
beſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz vom 23. Dezember 
1938 (RGBI 1 S. 1935) bezeichneten Lieferungen mit 
Ausnahme der im 8 53 Abſatz 1 der Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz bezeichneten Liefe⸗ 
rungen.“ 


Wie bisher kommen für die Zerlegung als Waren⸗ 
einzelhandelsunternehmen nur ſolche Unternehmen in Be⸗ 
tracht, die ausſchließlich Lieferungen im Einzel⸗ 
handel bewirken. $ 36 Abſatz 1 Satz 2 der Dritten GewSt DV 
ſtellt klar, daß bei der Beurteilung der Frage, ob aus⸗ 
ſchließlich Lieferungen im Einzelhandel bewirkt werden, der 
Eigenverbrauch außer Betracht zu laſſen iſt. 

Die Frage, ob Lieferungen im Einzel- 
handel vorliegen, ift bei der Zerlegung grundſätzlich 
ebenſo zu beurteilen wie bei der Zweigſtellenſteuer. Das 
entſpricht der bisherigen Regelung. Neu iſt, daß, ab⸗ 
weichend von der Regelung bei der Zweigſtellenſteuer, 
Lieferungen im Großhandel und fonftige 
Leiſtungen, die als ſolche aus der Buchführung nicht 
eindeutig und leicht nachprüfbar erſichtlich ſind, nicht als 
Lieferungen im Einzelhandel zu behandeln 
ſind. Das bedeutet eine erhebliche Einſchränkung des 
Anwendungsgebiets des § 29 Abſatz 1 Ziffer 3 GewStG, 
weil Unternehmen, die Großhandelslieferungen im Sinn 
des § 11 Abſatz 1 USt 1938 tatſächlich nicht be⸗ 
wirken, ſehr ſelten ſein werden. 5 

Die Beſtimmungen der §8 31 und 36 und des damit 
zuſammenhängenden § 32 der Dritten GewSt, der die 
Zweigſtellenſteuer bei gemiſchten Unternehmen betrifft, ſind 
bereits für das Rechnungsjahr 1939 anzu⸗ 
wenden. Die Neuregelung ſtimmt — wie oben dargeſtellt — 
ſachlich mit den Anweiſungen in dem Runderlaß vom 
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14. Juli 1939 nicht völlig überein. Soweit für das Rech⸗ 
nungsjahr 1939 nach dieſem Runderlaß verfahren worden 
iſt und rechtskräftige Entſcheidungen vorliegen, bleiben dieſe 
unberührt. Hinweis auf § 42 Abſatz 2 der Dritten 
GewSt DV. 


12. Wohnungs⸗ und Siedlungsunternehmen 

§ 33 der Zweiten GewSt DV gemäß waren für das 
Rechnungsjahr 1938 beſtimmte Wohnungs⸗ und Siedlungs⸗ 
unternehmen von der Gewerbeſteuer befreit. Durch den 
Runderlaß vom 14. Juli 1939 (RStBl 1939 S. 849) iſt die 
Geltungsdauer dieſer Vorſchrift — vorbehaltlich ſpäterer 
Regelung im Verordnungsweg — auf das Rechnungsjahr 
1939 ausgedehnt worden. Nunmehr iſt die Befreiung 
der Wohnungs⸗ und Siedlungsunter⸗ 
nehmen von der Gewerbeſteuer durch 8 37 in Verbindung 
mit $ 42 Abſatz 3 der Dritten GewStdV für die Rech⸗ 
nungsjahre 1939 und 1940 in der gleichen Weiſe 
wie bisher geregelt worden. 


13. Gewerbeſteuer 1940 in den eingegliederten Gebieten 
In den Gebieten, die in den Jahren 1938 und 1939 in 
das Deutſche Reich eingegliedert worden ſind, iſt das 

Deutſche Steuerrecht bereits größtenteils eingeführt worden. 

Das Gewerbeſteuerrecht iſt erſtmals anzu» 

wenden: 

a) für das Rechnungsjahr 1939 in der O ſt mark 
und im Reichsgau Sudetenland einſchließlich 
der in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten 
ehemals ſudetendeutſchen Gebietsteile, 

b) für das Rechnungsjahr 1940 im Memelland 
und in der bisherigen Freien Stadt Danzig. 


Bei der Durchführung der Gewerbeſteuer für das 
Rechnungsjahr 1940 kann in dieſen Gebieten noch nicht in 
vollem Umfang von den Vorſchriften des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes ausgegangen werden. Die 88 39 bis 41 der Dritten 
GewSt enthalten demgemäß eine Reihe von Übergangs⸗ 
beſtimmungen für die Durchführung der Gewerbeſteuer 
1940 in dieſen Gebieten. Sie regeln die Fragen, die ſich 
daraus ergeben, daß: 

1. in den ſämtlichen Gebieten ein maßgebender Einheits⸗ 
wert im Sinn des Reichsbewertungsgeſetzes nicht vor⸗ 
liegt und daß 

2. im Memelland eine Veranlagung des Einkommens 1939 
zur Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer überhaupt 
nicht und in der bisherigen Freien Stadt Danzig nicht 
nach Deutſchem Recht durchgeführt wird. 


In der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen 
Gebieten, im Memelland und in der bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig wird auf den 
1. Januar 1940 erſtmals eine Haupffeſtſtellung 
der Einheitswerte nach den Vorſchriften des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes durchgeführt. Dieſe Einheitswerte können 
aber für die Gewerbeſteuer 1940 grundſätzlich noch 
nicht berückſichtigt werden. Hinweis auf Abſchnitt 9. In 
der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten und im Memelland werden deshalb der Er⸗ 
mittlung des Gewerbekapitals an Stelle der Ein⸗ 
heitswerte des gewerblichen Betriebs Hilfswerte 
zugrunde gelegt. Hinweis auf § 39 Ziffer 2 und § 40 
Ziffer 3 der Dritten GewSt DV. Die Hilfswerte ſind auf 
den Beginn des Kalenderfahrs 1940 zu ermitteln. Dabei ſind 
die Vorſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes entſprechend 
anzuwenden. Die Betriehsarundftiice bleiben bei der Er⸗ 
mittlung der Hilfswerte außer Betracht, weil ſie § 12 Ab⸗ 
ſatz 3 Ziffer 1 GewStch gemäß ohnehin ausgegliedert wer⸗ 
den müßten. 

Eine abweichende Regelung iſt für das Gebiet der bis- 
herigen Freien Stadt Danzig getroffen worden. 
Dort iſt der Ermittlung des Gewerbekapitals für das Rech⸗ 
nungsfahr 1940 abweichend vom § 25 Satz 2 der Dritten 
GewSt ſchon der Einheitswert vom Haupt- 
feſtſtellungszeitpunkt vom 1. Jan nar 1940 
zugrunde zu legen. Hinweis auf 8 41 Ziffer 3 der Dritten 


GewSt D. Die Einheitsbewertung in Danzig kann deshalb 
früher als in den anderen eingegliederten Gebieten ab⸗ 
geſchloſſen werden, weil bei der Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts des gewerblichen Betriebs die Vetriebsgrundſtücke mit 
den nach dem Danziger Bewertungsgeſetz feſtgeſtellten Ein 
heitswerten angeſetzt werden. 

Bei der Kürzung nach 89 Ziffer 1 Satz 1 
GewSt c, die ebenfalls an den Einheitswert im Sinn 
des Reichsbewertungsgeſetzes anſchließt, unterſcheidet die 
Übergangsregelung für die Oſtmark, die judeten- 
deutſchen Gebiete und das Memelland zwiſchen 
buchführenden und nichtbuchführenden Ge⸗ 
werbetreibenden. Bei nichtbuchführenden Gewerbe⸗ 
treibenden iſt, abweichend von der Vorſchrift des § 9 Ziffer 1 
Satz 1 GewSt, die Summe des Gewinns und der Hinzu⸗ 
rechnungen um den Teil des Gewerbeertrags zu 
kürzen, der auf den Grundbeſitz entfällt. Bei 
Gewerbetreibenden, die ordnungsmäßig Bücher führen, ſind 
für die Kürzung nach 8 9 Ziffer 1 Satz 1 GewStG an Stelle 
der Einheitswerte Hilfs werte zugrunde zu legen. Die 
Hilfswerte ſind in der Oſtmark und in den ſudetendeutſchen 
Gebieten für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs zu ermitteln, 
das als letztes vor dem 1. Januar 1940 geendet hat, im 
Memelgebiet für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs, das als 
letztes vor dem 1. Januar 1939 geendet hat. Für die Ermitt⸗ 
lung dieſer Hilfswerte ſind die Wirtſchaftsgüter mit den 
Werten anzuſetzen, mit denen ſie für die Zwecke der Ein⸗ 
kommenſteuer oder Körperſchaftſteuer in den maßgebenden 
Hauptabſchluß aufzunehmen waren (Buchwerte). Hinweis 
auf § 39 Ziffer 1 und 8 40 Ziffer 2 der Dritten GewSt DV. 

In der bisherigen Freien Stadt Danzig 
iſt der Kürzung nach § 9 Ziffer 1 Satz 1 GewStG an Stelle 
des Einheitswerts des Reichsbewertungsgeſetzes der Ein⸗ 
heitswert im Sinn des Danziger Bewer⸗ 
tungsgeſetzes zugrunde zu legen. Dabei iſt der Ein⸗ 
heitswert vom letzten Feſtſtellungszeitpunkt, der dem Beginn 
des Rechnungsjahrs 1940 unmittelbar vorangeht, maß⸗ 
gebend. Hinweis auf § 41 Ziffer 2 der Dritten GewSt DV. 

Die Ermittlung des Gewerbeertrags ſetzt voraus, daß 
der gewerbliche Gewinn nach den Vorſchriften des 
Einkommenſteuergeſetzes oder Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes ermittelt iſt. ä 

In der Oſtmark und in den ſudetendeutſchen 
Gebieten werden die Einkommenſteuer und die Körper 
ſchaftſteuer für das Kalenderjahr 1939 bereits nach den 
Deutſchen Steuergeſetzen veranlagt. Schwierigkeiten können 
ſich deshalb nicht ergeben. 

Im Memelland gelten das Deutſche Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz und das Deutſche Körperſchaftſteuergeſetz erſt⸗ 
mals bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1940. Das 
Einkommen des Kalenderjahrs 1939 iſt überhaupt 
nicht Beſteuerungsgrundlage. An die Stelle des Ge⸗ 
winns, der nach den Vorſchriften ee e 
kommenſteuergeſetzes zu ermitteln iſt, tritt das 
Einkommen im Sinn des $ 13 des Einkommen- und Lohn⸗ 
ſteuergeſetzes für das Memelgebiet und an die Stelle des 

ewinns, der nach den Vorſchriften des 
Körperſchaftſteuergeſetzes zu ermitteln iſt, das 
Einkommen im Sinn des § 15 des bezeichneten memelländi⸗ 
ſchen Geſetzes. In beiden Fällen iſt der Gewerbeertrag, ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift des § 10 Abſatz 1 GewStG, nicht 
für das Wirtſchaftsjahr 1939 (1938/39), ſondern für das 
Wirtſchaftsjahr 1938 (1937/38) zu ermitteln. 
Hinweis auf 8 40 Ziffer 1 der Dritten GewSt DV. 

In der bisherigen Freien Stadt Danzig 
tritt an die Stelle des Gewinns, der nach den 
Vorſchriften des Körperſchaftſteuergeſetzes 
zu ermitteln iſt, der Gewinn im Sinn der §§ 4 bis 7 des 
Danziger Einkommenſteuergeſetzes und an die Stelle des 
Gewinns, der nach den Vorſchriften des Kör⸗ 
perſchaftſteuergeſetzes zu ermitteln iſt, das Ein⸗ 
kommen im Sinn des § 6 des Danziger Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes, und zwar jeweils der Gewinn und das Einkommen 
für das Wirtſchaftsjahr 1939 (1938/39). Hinweis auf § 41 
Ziffer 1 der Dritten GewSt DV. 
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Die Auswanderungssteuer im Protektorat Böhmen und Mähren 


Von Regierungsrat Mußfeld, Berlin, Reichsfinanzministerium 


1. Einleitung, 

2. Perſönliche Steuerpflicht, 
3. Steuerbefreiungen, 

4. Begriff der Auswanderung, 


1. Einleitung 
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alt 
5. Bemeſſungsgrundlage und Steuerſatz, 
6. Veranlagungsverfahren, 
7. Schlußbeſtimmungen. 
b) Angehörige des Deutſchen Reichs; 
e) Perſonen, die die tſchecho⸗ſlowakiſche 


ütſcher Staatsangehöriger, der 
feinen Wohnſitz oder feinen gewöhnlichen Aufenthalt im In⸗ 
land aufgibt, hat eine Reichsfluchtſteuer zu ent⸗ 
richten. Die Steuer beträgt ein Viertel des Ver⸗ 
mögens. Sie ſoll einen Ausgleich dafür ſchaffen, daß 
dem Reich die wirtſchaftliche und ſteuerliche Lei ſtungs⸗ 
fähigkeit des Auswandernden verloren geht. 

Die Vorſchriften über die Reichsflucht⸗ 
ſteuer vom 8. Dezember 1931 (RGBl J S. 699) ſind in faſt 
allen zum Reich zurückgekehrten Gebieten ein⸗ 
geführt worden. Sie gelten noch nicht in den wieder⸗ 
eingegliederten ehemals polniſchen Gebieten und 
nicht im Protektorat Böhmen und Mähren. 

Das Protektorat Böhmen und Mähren genießt 
nach dem Willen des Führers eine weitgehende 
Selbſtverwaltung. Das Reich hat aus dieſem Grund 
in die Steuergeſetzgebung des Protektorats nur 
wenig eingegriffen. Es blieb deshalb der Regie⸗ 
rung des Protektorats vorbehalten, auf dem 
Gebiet der Fluchtſteuergeſetzgebung eigene Vorſchrif⸗ 
ten zu erlaſſen. 

Die Regierung des Protektorats hat durch die Ver⸗ 
ordnung vom 23. November 1939 (Sammlung 
der Geſetze und Verordnungen des Protektorats Böhmen 
und Mähren 1939 S. 853) eine Auswanderungs⸗ 
ſteuer eingeführt. In einer Durchführungs⸗ 
verordnung vom 21. Dezember 1939 (Samm⸗ 
lung der Geſetze und Verordnungen 1940 S. 47) find Einzel- 
fragen geregelt. Die Vorſchriften lehnen ſich an die 

orſchriften über die Reichs fluchtſteuer an. 

Durch die Einführung der Auswanderungsſteuer wird 
eine Lücke in der Fluchtſteuergeſetzgebung des Reichs 
g.eſchloſſen. Es werden die Bewohner des Protektorats 
einer der Reichsfluchtſteuer entſprechenden Abgabe unter⸗ 
worfen und dadurch den Bewohnern des übrigen Reichs⸗ 
gebiets ſteuerlich gleichgeſtellt. Es wird durch die Einfüh— 
rung der Auswanderungsſteuer auch verhindert, daß ein 
Deutſcher Staatsangehöriger aus dem iibrigen Reichsgebiet 
über das Gebiet des Protektorats ohne Entrichtung einer 
Fluchtſteuer auswandert. 


2. Perſönliche Steuerpflicht 

Der Reichsfluchtſtener unterliegen nur Deutſche 

Staatsangehörige. Der Kreis der Auswande⸗ 

rungsſteuerpflichtigen umfaßt alle Bewoh- 

ner des Protektorats. 
Es haben 8 1 der Auswanderungsſteuerverordnung ge— 
mäß eine Auswanderungsſteuer zu entrichten: 

a) Perſonen, die am 28. Februar 1939 tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Staatsbürger geweſen ſind. 
Eine Anderung der Staatsangehörigkeit nach die⸗ 
ſem Stichtag iſt für die Auswanderungsſteuerpflicht be⸗ 
deutungslos. Es unterliegen der Auswanderungs⸗ 
ſteuer demgemäß alle Perſonen, die am 28. Februar 1939 
die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsbürgerſchaft hatten ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie nach dem Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers vom 16. März 1939 Staatsange⸗ 
hörige des Protektorats oder Deut ſche 
Staatsangehörige geworden ſind oder ob ſie eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben 
haben (Durchführungsverordnung Artikel J zu § 1 der 
Verordnung); 


Staatsbürgerſchaft hatten und die weder 
die Vorausſetzungen für den Erwerb der 
Deutſchen Staatsangehörigkeit noch die 
für den Erwerb der Staatsangehörigkeit 
des Protektorats erfüllt haben (Durchfüh⸗ 
rungsverordnung Artikel I zu § 1 der Verordnung). Die 
Vorausſetzungen für den Erwerb der Deutſchen 
Staatsangehörigkeit und der Staatsangehörigkeit des 
Protektorats finden ſich in dem Geſetz über die Wieder⸗ 
vereinigung der ſudetendeutſchen Gebiete mit dem Deut⸗ 
ſchen Reich vom 21. November 1938 (RGBI I S. 1641), 
in dem Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und der 
Tſchecho⸗Slowakiſchen Republik über Staatsangehörig⸗ 
keits⸗ und Optionsfragen vom 20. November 1938 
(RGBl II S. 895), in dem Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren vom 
16. März 1939 (RGBl I S. 485) und in der Verordnung 
über den Erwerb der Deutſchen Staatsangehörigkeit vom 
20. April 1939 (RGBl I S. 815); 

d) Perſonen, die zurzeit der Auswande⸗ 
rung keine Staatsbürgerſchaft nachwei⸗ 
ſen können. 


Die unter a bis d aufgeführten Perſonen unterliegen 
der Auswanderungsſteuer, wenn ſie nach dem 14. März 
1939 aus dem Gebiet des Protektorats Böh⸗ 
men und Mähren nach einem Gebiet außer- 
halb des Deutſchen Reichs ausgewandert 
ſind oder in Zukunft auswandern. 

Ehemals tſchecho⸗ſlowakiſche Staats⸗ 
angehörige, die ihren Wohnſitz im übrigen 
Reichsgebiet haben und den Wohnſitz in das Ausland 
verlegen, unterliegen demgemäß nicht der Auswan⸗ 
derungsſteuer. Es iſt aber gerechtfertigt, ſie zur 
Reichsfluchtſteuer heranzuziehen. 

Es unterliegen der Reichsfluchtſteuer allerdings nur 
Deutſche Staatsangehörige (8 1 der Reichsfluchtſteuer⸗ 
vorſchriften). Es haben bei weitem nicht alle ehemals 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsangehörigen die Deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit erworben. Viele von ihnen beſitzen die 
Staatsangehörigkeit des Protektorats. Bei 
anderen find die Staatsangehörigkeitsverhält⸗ 
niſſe überhaupt noch ungeklärt. Das trifft insbeſon⸗ 
dere bei denen zu, die ſchon vor der Rückgliederung Böh⸗ 
un und Mährens ihren Wohnſitz im übrigen Reichsgebiet 
hatten. 

Es würde aber dem Grundſatz der gleich⸗ 
mäßigen Beſteuerung widerſprechen, wenn 
dieſe ehemals tſchecho⸗flowakiſchen Staatsangehörigen 
überhaupt keine Fluchtſteuer zu entrichten hät⸗ 
ten. Sie würden damit beſſer geſtellt ſein als die 
Bewohner des Protektorats und insbeſondere die Deutſchen 
Staatsangehörigen im Protektorat. 

Die Reichsfluchtſteuerpflicht ift ſeinerzeit auf Deutſche 
Staatsangehörige beſchränkt worden, um Aus⸗ 
einanderjeßungen mit fremden Staaten 
über die ſteuerliche Behandlung ihrer Angehörigen zu ver ⸗ 
meiden. Es iſt deshalb die Auffaſſung vertreten worden, 
daß ſtaatenloſe Auswanderer cine Reichs⸗ 
fluchtſteuer zu entrichten haben. Staatenloſe 
haben bis zu ihrer Auswanderung den Schutz des 
Reichs wie die Reichsangehörigen ſelbſt und 
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nicht den Schutz eines fremden Staats genoſſen. In 
derſelben Lage befinden ſich die ehemals tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staatsangehörigen im Reichsgebiet außerhalb 
des Protektorats. Sie ſtehen — wie die Staatenloſen — 
unter dem Schutz des Reichs wie die Reichsangehörigen ſelbſt 
und wie die Staatsangehörigen des Protektorats. 


3. Steuerbefreiungen 


Die Vorſchriften über die Auswanderungsſteuer enthal⸗ 
ten mehrere Befreiungsgründe, die im weſent⸗ 
lichen den Befreiungsgründen der Reichsflucht⸗ 
ſteuervorſchriften entſprechen: 


a) Es unterliegen der Reichsfluchtſteuer nur die 
wirtſchaftlich leiſtungsfähigen Perſonen. 
Es ſind diejenigen Perſonen befreit, deren Vermögen 
oder Einkommen in den letzten Jahren vor der Aus⸗ 
wanderung eine beſtimmte Höhe nicht über⸗ 
ſchritten hat (8 2 Ziffer 4 der Reichsfluchtſteuervor⸗ 
ſchriften). 

Nach § 2 Buchſtabe ce der Verordnung über die 
Auswanderungsſteuer ſind von der Auswande⸗ 
rungsſteuer die Perſonen befreit, deren „ſteuerpflichtiges 
Vermögen am Tage der Entſtehung der Steuerpflicht 
($ 8) einſchließlich der Zurechnungen ... den Betrag von 
200 000 K nicht überſtiegen hat und bei denen außerdem 
das ſteuerpflichtige Einkommen weder im Steuerjahre 
1938 noch in einem der folgenden Steuerjahre den Be⸗ 
trag von 140 000 K überſtiegen hat“. 

Dieſe Beſtimmung unterſcheidet ſich in dop⸗ 
pelter Hinſicht von der des § 2 Ziffer 4 der Reichsflucht⸗ 
ſteuervorſchriften. Es ſind — unter Umrechnung von 
Kronen in Reichsmark — die Vermögens⸗ und 
Einkommensgrenzen in der Auswanderungs⸗ 
ſteuerverordnung enger als in den Reichsfluchtſteuer⸗ 
vorſchriften gezogen. Es iſt außerdem nach der Auswan⸗ 
derungsſteuerverordnung das am Auswanderungs⸗ 
tag vorhandene und nicht — wie bei der Reichsflucht⸗ 
feuer — das bei der letzten Vermögenſteuerver⸗ 
anlagung ſeſtgeſtellte Vermögen für die Befreiung 
entſcheidend. Dieſer Unterſchied beruht darauf, daß das 
Steuerrecht des Protektorats keine Vermögenſteuer in 
unſerem Sinn kennt; 

Es find von der Reichs fluchtſteuer die Perſonen 

befreit, denen der Oberfinanzpräſident beſcheinigt, daß 

ihre Auswanderung im Deutſchen Inter ⸗ 
eſſe liegt oder daß ſie aus volkswirtſchaftlich 

gerechtfertigten Gründen auswandern ($ 2 

Ziffer 3 der Reichsfluchtſteuervorſchriften). 

Eine ähnliche Beſtimmung enthält $2 Buch⸗ 
ſtabe d der Auswanderungsſteuerverord⸗ 
nung. Die Unterſchiede zur Reichsfluchtſteuer 
beſtehen nur darin, daß die Beſcheinigung durch das 
Finanzminiſterium des Protektorats ausgeſtellt 
wird, und daß es genügt, wenn die Auswanderung im 
Intereſſe des Protektorats liegt. Nach der Durch⸗ 
führungsverordnung Artikel I zu § 2 der Verordnung 
liegt eine Auswanderung im Intereſſe des Protektorats, 
wenn „der Auswandernde im Ausland zugunſten des 
Protektorats zu wirken beabſichtigt“. Die Befreiung 
kann demgemäß jüdiſchen Auswanderern nicht ge⸗ 
währt werden; 

c) Die anderen Befreiungsvorſchriften der 
Reichsfluchtſteuer (für Auslandsbeamte und für Per⸗ 
ſonen, die erſt nach dem 31. Dezember 1927 im Reich zu⸗ 
gezogen find — Hinweis auf § 2 Ziffern 1 und 2 der 
Reichsfluchtſteuervorſchriften) find in die Aus wan⸗ 
derungsſteuerverordnung nicht über- 
nommen worden. 


b 


— 


4. Begriff der Auswanderung 


Die Auswanderungsſteuerpflicht ſetzt voraus, daß der 
Auswandernde im Gebiet des Protektorats ſei⸗ 
nen Wohnſitz oder ſeinen Aufenthalt gehabt 
hat. Eine „Auswanderung“ im Sinn der Verordnung liegt 
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vor, wenn eine Perſon das Protektorat „unter Umſtänden 
verläßt, aus denen geſchloſſen werden kann, daß ſie entweder 
die Abſicht hat, überhaupt nicht oder erſt nach 
längerer Zeit zurückzukehren“. Es iſt nicht 
als Auswanderung anzuſehen, wenn jemand das Gebiet des 
Protektorats mit der Abſicht der Rückkehr verläßt, 
insbeſondere wenn der Auswandernde nachweiſt, daß er ſich 
zu Studienzwecken, zur Erholung oder zur Dienſtleiſtung in 
das Ausland begibt (Durchführungsverordnung Artikel I zu 
$ 1 der Verordnung). 

Es entſteht keine Auswanderungsſteuer, wenn jemand 
ſeinen Wohnſitz aus dem Gebiet des Protektorats in das 
übrige Reichsgebiet verlegt (8 1 der Auswande⸗ 
rungſteuerverordnung). 

Das Protektorat Böhmen und Mähren iſt nicht als 
„Inland“ im Sinn der Reichsfluchtſteuer⸗ 
vorſchriften anzuſehen. Ein Deutſcher Staatsangehöri⸗ 
ger, der ſeinen Wohnſitz aus dem übrigen Reichs⸗ 
gebiet in das Gebiet des Protektorats ver⸗ 
legt, unterliegt demgemäß der Reichsflucht⸗ 
ſteuer. Die Reichsſteuerbehörden werden aber einem 
ſachlich begründeten Wohnſitzwechſel keine 
Schwierigkeiten bereiten, ſondern ihn durch die 
Erteilung von Freiſtellungsbeſcheinigungen nach § 2 Ziffer 3 
der Reichsfluchtſteuervorſchriften oder in anderer Weiſe 
erleichtern. 


5. Bemeſſungsgrundlage und Steuerſatz 


$ Abſatz 1 der Reichsfluchtſteuervorſchriften gemäß iſt 
als Reichsfluchtſteuer ein Betrag in Höhe von 
einem Viertel des geſamten ſteuerpflichti⸗ 
gen Vermögens zu entrichten. Steuerpflichtiges Ver⸗ 
mögen in dieſem Sinn iſt das durchden Vermögen⸗ 
ſteuerbeſcheid feſtgeſtellte Geſamtvermö⸗ 
gen einſchließlich beſtimmter Hinzurech⸗ 
nungen (3. B. Schenkungen, ſteuerbefreiter Neuhaus⸗ 
beſitz). Es iſt der letzte Vermögenſteuerbeſcheid maßgebend, 
den der Auswandernde vor der Auswanderung 
erhalten hat. 

Die Auswanderungsſteuerverordnung 
ſchließt ſich dieſer Regelung an. Die Auswanderungsſteuer 
beträgt $ 7 der Verordnung gemäß 25 vom Hundert 
des reinen Werts des ſteuerpflichtigen Ver⸗ 
mögens. a 

Steuerpflichtiges Vermögen ift 83 der 
Verordnung gemäß „das geſamte bewegliche und unbeweg⸗ 
liche, wo immer befindliche Vermögen“. Vermö gen im 
Sinn dieſer Vorſchrift iſt „die Geſamtheit von Gegenſtänden 
und Vermögensrechten, ſoweit dieſe in Geld beſtehen oder 
einen in Geld ausdrückbaren Wert beſitzen, abzüglich der 
Schulden und Laſten“. Ruhegehälter und Anſpruͤche aus 
Lebensverſicherungen gehören unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht zum ſteuerpflichtigen Vermögen (§ 5 der Ver⸗ 
ordnung). Es ſind anderſeits beſtimmte Schenkungen dem 
ſteuerpflichtigen Vermögen hinzuzurechnen (8 4 der Ver⸗ 
ordnung). 

Für die Bewertung des Vermögens iſt § 6 der Ver⸗ 
ordnung gemäß der gemeine Wert (Verkaufs 
wert) maßgebend. Artikel I der Durchführungsverordnung 
zu den 88 3, 4, 5, 6, 7 und 9 der Auswanderungsſteuerver⸗ 
ordnung enthält die einzelnen Beſtimmungen über die Er⸗ 
mittlung des gemeinen Werts. 

Es iſt der Wert des Vermögens am Tag der Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld maßgebend. Das iſt § 8 
der Verordnung gemäß grundſätzlich der Aus wande⸗ 
rungstag. Es beſteht demgemäß im Stichtag ein 
Unterfhied zur Reichsfluchtſteuer. Dieſer 
Unterſchied iſt durch das Fehlen einer eigentlichen Ver⸗ 
mögenſteuer im Steuerſyſtem des Protektorats bedingt. 


6. Veranlagungsverfahren 

Das Veranlagungsverfahren ähnelt dem Reichs- 
fluchtſteuerver fahren. 

Die Auswanderungsſteuer wird von der Steu Ar 
behörde bemeſſen, in deren Bereich der Steuerpflichtige 
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feinen letzten Wohnſitz oder Aufenthaltsort 
gehabt hat (8 9 der Auswanderungsſteuerverordnung). 


Jeder Auswanderer iſt verpflichtet, ſpäteſtens am 
dreißigſten Tag vor der Auswanderung ein ſchriftliches 
Steuerbekenntnis nach einem beſtimmten Muſter 
einzubringen (§ 10 der Auswanderungsſteuerverordnung). 
Das Vermögen, das in dem Bekenntnis ſchuldhaft 
nicht angeführt worden iſt, verfällt § 11 Abſatz 4 
. gemäß zugunſten des Protekto⸗ 
rats. 

Die Auswanderungsſteuer iſt zugleich mit der Einbrin⸗ 
gung des Bekenntniſſes zu entrichten (8 12 Abſatz 1 der 
Auswanderungsſteuerverordnung). Die Steuerbehörde er⸗ 
läßt einen Steuerbeſcheid nur dann, wenn die Steuer 
nicht rechtzeitig oder nicht in der richtigen Höhe entrichtet 
wird (5 12 Abſatz 2 und § 13 Abſatz 1 der Verordnung, Hin⸗ 
weis auf 8 8 der Reichsfluchtſteuervorſchriften). 

Der Steuerpflichtige hat, wenn er die Steuer nicht 
rechtzeitig oder nicht in der richtigen Höhe entrichtet, eine 
monatliche Verzugsgebühr von eins vom Hundert der 
Steuerſchuld zu bezahlen (8 15 der Verordnung, Hinweis 
auf 8 6 der Reichsfluchtſteuervorſchriften). 

Die Steuerbehörde verhängt über einen Steuerpflich⸗ 
tigen, der die Steuer nicht ſpäteſtens am ſechzigſten Tag 
nach dem Entſtehen der Steuerſchuld entrichtet hat, eine 
Geldſtrafe bis zur Höhe des vierfachen Betrags des 
Rückſtands. Sie kann außerdem eine Arreſtſtra fe ver⸗ 
hängen (§ 16 der Auswanderungsſteuerverordnung). Der 
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Steuerpflichtige kann nachweiſen, daß ihn kein Verſchulden 
trifft. Die Steuerbehörde kann außerdem das im Inland 
befindliche Vermögen des Steuerpflichtigen beſchlag⸗ 
nahmen ($ 17 der Auswanderungsſteuerverordnung). 
Es gibt — im Gegenſatz zur Reichsfluchtſteuer ($ 7 der 
et h e — keinen Sicherheits⸗ 
eſcheid. 


7. Schlußbeſtimmungen 

Das Aufkommen der Auswanderungsſteuer fällt 
8 24 Abſatz 2 der Verordnung gemäß dem Protektorat 
zu. Es wird für die Ausfuhr förderung verwendet. 
Der Finanzminiſter beſtimmt die Art der Verwen⸗ 
dung im Einvernehmen mit dem Miniſter für Induſtrie, 
Handel und Gewerbe. 

Alle von Reichs wegen getroffenen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anordnungen werden durch 
die Vorſchriften über die Auswanderungsſteuer nicht be⸗ 
rührt. Sie genießen in jedem Fall den Vorrang vor 
den Maßnahmen auf Grund der Auswanderungsſteuerver⸗ 
ordnung (§ 25 der Verordnung). 

Die Auswanderungsſteuerverordnung iſt mit dem Tag 
ihrer Kundmachung in Kraft getreten (3 27 der Verord⸗ 
nung). Sie tritt am 31. Dezember 1941 außer 
Kraft. Die Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer 
gelten bisher nur bis zum Ablauf des 31. Dezem⸗ 
ber 1940. Es iſt aber anzunehmen, daß die Geltungs⸗ 
dauer der Reichsfluchtſteuervorſchriften bis zum 31. Dezem⸗ 
ber 1941 verlängert werden wird. 
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1. Allgemeines 
§ 248 der Reichsabgabenordnung: 


„(1 Auf Einlegung von Rechtsmitteln kann ver⸗ 
zichtet werden. Ein trotzdem eingelegtes Nechtsmittel iſt 
als unzuläſſig zu verwerfen. 


(2) Der Verzicht des Steuerpflichtigen iſt der Be⸗ 
hörde, die den Veſcheid erlaſſen hat, ſchriftlich einzureichen 
oder mündlich zu erklären.“ 


Auf ein Rechtsmittel kann nur verzichten, wer 
nach den Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung befugt 
iſt, ein ſolches einzulegen. 88 238 bis 241 AO regeln 
das Recht zur Einlegung von Rechtsmitteln durch den 
Steuerpflichtigen. 

Der Verzicht des Steuerpflichtigen auf ein 
Rechtsmittel iſt der Behörde ſchriftlich einzu⸗ 
reichen oder mündlich zu erklären, die den Beſcheid er⸗ 
laſſen hat. Als Beſcheid im Sinn dieſer Beſtimmung gilt 
auch die Entſcheidung, die auf eine Anfechtung 
ergeht. 

Der Rechtsmittel verzicht kann ſchriftlich ein⸗ 
gereicht oder mündlich erklärt werden. Es liegt darin, 
daß auch eine mündliche Erklärung genügt, ein be⸗ 
achtlicher Unterſchied gegenüber $ 249 AD. Dieſer ſchreibt 
vor, daß ein Rechtsmittel u. a. nur zu Protokolher⸗ 
klärt werden kann. 


a) vor Bekanntgabe des Steuerbeſcheids, 
p) nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids, 
5. Verzicht im Rechtsmittelverfahren, 
6. Verzicht im Steuerſtrafverfahren. 


Wird an Amtsſtelle auf ein Rechtsmittel ver⸗ 
zichtet und darüber eine Niederſchrift angefertigt, die mit 
„v., g., u.“ ſchließt, dann muß die Niederſchrift dem Ver⸗ 
zichtenden auch vorgeleſen werden, bevor er ſie unter⸗ 
ſchreibt. 

Der Reichsfinanzhof hat entſchieden, daß ein Rechts⸗ 
mittelverzicht auch durch jahrelanges Still- 
ſchweigen des Steuerpflichtigen herbeigeführt werden 
kann (Urteil vom 27. Juni 1939 IILe 3439, AST 1939 
S. 968). 

Der Verzicht auf ein Rechtsmittel kann im Steuer⸗ 
aufſichts verfahren, im Ermittlungsver⸗ 
fahren, im Feſtſetzuüngsver fahren, im 
Rechtsmittelverfahren und im Steuerſtraf⸗ 
verfahren erklärt werden. 


Wurde auf ein Rechtsmittel verzichtet, wird aber 
trotzdem das durch den Verzicht ausgeſchloſſene Rechts⸗ 
mittel eingelegt, dann iſt das Rechtsmittel als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen. Gegen eine Entſcheidung, 
die nach dieſem Grundſatz im Anfechtungsverfah⸗ 
ren ergangen iſt, kann Rechtsbeſchwerde erhoben 
werden, wenn fie der Oberfinanzpräſident wegen der grund⸗ 
ſätzlichen Bedeutung oder wegen der beſonderen Umſtände 
des Einzelfalls zugelaſſen hat. 

Wer auf ein Rechtsmittel verzichtet, begibt ſich durch 
eine öffentlich- rechtliche Willenserklärung 
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freiwillig eines Rechts, das ihm geſetzlich zuſteht. Der 
Verzichtende muß ſich deshalb bewußt ſein, 


1. daß er ein Recht auf das Rechtsmittel beſitzt, 
und 


2. daß er auf dieſes Recht 
zichtet. 
Das ſetzt voraus, daß er ſich über die Sachlage und 
Rechtslage, insbeſondere aber über die Wirkung 
des Rechtsmittelverzichts, voll ſtändig und einwand- 
frei imklaren iſt. 

Die Finanzbehörde iſt nicht verpflichtet, dem Steuer⸗ 
pflichtigen die erforderliche Klarheit allent⸗ 
halben und in jeder Beziehung zu verſchaffen. Die 
Rechtspflicht dazu beſteht, wie die weiteren Darlegun⸗ 
gen beweiſen ſollen, nur im beſchränkten Umfang. 
Jede Finanzbehörde und jeder Finanzbeamte wird jedoch 
dem Steuerpflichtigen auch über den beſchränkten Umfang 
hinaus in jeder zuläſſigen Weiſe behilflich ſein, wenn es 
zweckmäßig oder erforderlich iſt. Das geſchieht 
ſchon deshalb, damit die Beſteuerung gleich mäßig und 
dadurch gerecht ausfällt und ſich kein Steuerpflichtiger ver⸗ 
anlaßt fühlt, über Volks fremdͤheit oder etwa gar über 
Willkür von Finanzbehörden oder Finanzbeamten zu 
klagen. Im übrigen iſt das Weſen des Rechtsmittelver⸗ 
zichts nicht ſo ſchwer verſtändlich, daß zu ſeinem Verſtehen 
eine juriſtiſche Vorbildung erforderlich wäre. 


unwiderruflich ver⸗ 


2. Verzicht gegenüber der zuſtändigen Behörde 


Will ein Steuerpflichtiger auf die Anfechtung ver- 
zichten, dann iſt dieſer Verzicht bei dem Finan zamt an⸗ 
zubringen, das den Steuerbeſcheid erlaſſen hat oder berech⸗ 
tigt iſt, einen ſolchen zu erlaſſen. Der Verzicht auf die 
Rechtsbeſchwerde iſt dem Oberfinanzpräſi⸗ 
denten gegenüber zu erklären, der über die Anfechtung 
entſchieden hat. 

Hat der Bevollmächtigte einer O ffenen Handels- 
geſellſchaft oder die Geſellſchaft ſelbſt den Verzicht auf 
das Rechtsmittel gegen einen Beſcheid über die einheitliche 
Feſtſtellung des Gewinns zweifelsfrei und ordnungsgemäß 
vor einem Finanzamt ausgeſprochen, das nur für die Ver— 
anlagung der Geſellſchafter oder eines Geſellſchafters zur 
Einkommenſtener zuſtändig iſt, dann ift der Verzicht 
rechtswirkſam, wenn das an ſich unzuſtändige Fi⸗ 
nanzamt dem für die einheitliche Feſtſtellung des Gewinns 
zuſtändigen Finanzamt die Verzichtserklärung urſchriftlich 
oder in Abſchrift übermittelt hat (R§H⸗Urteil vom 12. Ok⸗ 
tober 1938 VI 306/38, RStBl 1938 S. 954). 


3. Mündlicher Rechtsmittelverzicht 


Für den Verzicht auf die Einlegung eines Rechtsmittels 
iſt eine beſondere For meni cht vorgeſchrieben. Es genügt 
ſchon eine entſprechende mündliche Erklärung gegenüber der 
zuſtändigen Behörde. Die Aufnahme eines Protokolls 
darüber iſt nicht vorgeſchrieben. Aus Gründen der ver— 
fahrensrechtlichen Ordnung und Sicherheit wird aber in der 
Regel eine Niederſchri ft über den Verzicht des Steuer⸗ 
pflichtigen aufgenommen und vom Verzichtenden unter- 
ſchrieben werden, weil we ſentliche Erklärungen, die 
Steuerpflichtige oder Auskunftsperſonen einer Behörde 
gegenüber abzugeben haben, ein d eutig fein und in den 
Akten feſtgehalten werden ſollen. Sie können dann 
nicht beſtritten werden. Es wird dadurch mit einer ge⸗ 
wiſſen Sicherheit ver mieden „daß über eine derartig 
maßgebende Erklärung, wie ſie ein Rechtsmittelverzicht dar⸗ 
ſtellt, ſpäter Meinungsverſchiedenheiten entſtehen. Das wird 
mangels einer ausdrücklichen geſetzlichen Mußvorſchrift 
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natürlich nur ſoweit gelten können, als im Einzelfall Zweifel 
an der Tatſächlichkeit und Eindeutigkeit der mündlichen Er⸗ 
klärung beſtehen könnten (RF H. Urteil vom 5. Dezember 
1935 III A 52/5 U, RStBI 1935 S. 1530). 


Der Rechtsmittel v erzicht kann auch durch Fern— 
ſprecher übermittelt werden. Das ſteht außer Zweifel. 
Der Unterſchied zwiſchen mündlicher Erklärung und Erklä⸗ 
rung zu Protokoll wird dadurch deutlich erkennbar. Ein 
Rechtsmittel! kann nicht durch Fernſprecher eingelegt wer⸗ 
den, weil 8 249 AO entgegen ſteht (Rc ⸗Urteil vom 
24. Auguſt 1938 VI 527/38, RStBl 1998 S. 897). Der münd⸗ 
liche Rechtsmittel ver zicht durch Fernſprecher wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich Zweifel an ſeiner Rechtsgültigkeit nur aus⸗ 
ſchließen, wenn einwand frei feſtgeſtellt werden 
kann, daß die Erklärung auch wirklich von dem dazu Be— 
rechtigten abgegeben worden iſt. Es iſt aber wohl ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß jede mündlich abgegebene bedeutſame Er⸗ 
klärung des Steuerpflichtigen, insbeſondere ein Rechtsmittel⸗ 
verzicht, in den Steuerakten des Steuerpflichtigen in 
Form eines nachrichtlichen Aktenvermerks feſt⸗ 
gehalten wird. 


4. Verzicht im Steueraufſichtsverfahren, im Ermittlungs- 
verfahren und im Feſtſetzungsverfahren 


a) vor Bekanntgabe des Steuerbeſcheids 


Es iſt unbeſtritten, daß ein Rechtsmittelverzicht auch 
dann erklärt werden kann, wenn die Behörde den Be⸗ 
ſcheid (die Entſcheidung) noch nicht erlaſſen hat. Die 
grundſätzlichen Beſtimmungen in § 210 b und § 211 AO 
können dabei aber nicht unbeachtet bleiben, ſoweit ein 
Steuerbeſcheid für gewiſſe Steuern in Betracht kommt. 
8 210b A“ beſtimmt, daß für die Steuern vom Einkommen, 
vom Ertrag, vom Vermögen und vom Umſatz der Steuer⸗ 
beſcheid ſchriftlich erteilt wird. $ 211 AO beſtimmt, daß 
Steuerbeſcheide, die nach den Steuergeſetzen ſchriftlich zu er- 
teilen ſind, die Höhe der Steuer enthalten müſſen, 
und daß ſie auch enthalten ſollen: die Rechtsmittel⸗ 
belehrung, die Beſteuerungsgrundlage, die Anweiſung, an 
wen die feftgejeßte Steuer zu zahlen iſt, und die Punkte, in 
denen von der Steuererklärung abgewichen worden iſt. 

Der Verzicht auf ein Rechtsmittel vor Erlaß eines 
Steuerbeſcheids ſetzt voraus, da ß die Steuerpflicht 
dem Grund und der Höhe nacherkennbarfeſt⸗ 
ſteht und ſich Finanzamt und Steuerpflich⸗ 
tiger darüber einig ſind. Der Betrag der 
Steuer, die zu bezahlen iſt, iſt deshalb in der Regel, 
auch bei Schätzungen, mindeſtens überſchlägig in die Ver⸗ 
handlungsniederſchrift über den Rechtsmittelverzicht mit 
aufzunehmen. Geſchieht das nicht, dann ſtellt der Ver⸗ 
zicht des Steuerpflichtigen gewiſſermaßen eine Blankovoll— 
macht für die Finanzbehörde dar. Das würde aber gegen 
Treu und Glauben verſtoßen (RFH⸗Urteile vom 26. Sep⸗ 
tember 1935 VI A 671/85, NS 1935 S. 1386, und vom 
22. Dezember 1937 VI 730/37, RStBl 1938 S. 78). 


Der Reichsfinanzhof hat in ſeinem Urteil vom 5. April 
1939 VI 157/39, NEIL 1939 S. 651 zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß es auch genügen kann, wenn einem Steuerpflich⸗ 
tigen nur ein beſtimmtes Einkommen oder im Fall der Be⸗ 
rechnung nach Reinverdienſtſätzen nur der Umſatz nebſt 
Verdienſtſätzen bekanntgegeben wird. Es kann auch die An- 
gabe des ermittelten Umſatzes und des ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winns ausreichen, wenn der Steuerpflichtige ein erfahrener 
Geſchäftsmann iſt. Nur bei einem unerfahrenen und kleinen 
Steuerpflichtigen muß vorher ein runder und annähernder 
Betrag über die Höhe der einzelnen Steuern genannt iver- 
den. Abweichungen von dem endgültigen Steueranſatz 
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dürfen auch nur ſo geringfügig ſein, daß ſie die Willens⸗ 
bildung des Steuerpflichtigen nicht beeinfluſſen können. 
Aus dieſen Ausführungen wird jedoch er- 
kennbar, daß es erforderlich iſt, die Grund⸗ 
ſätze für die einwandfreie Rechtsgültigkeit 
eines Rechtsmittelverzichts vor der Be— 
kanntgabe des Steuerbeſcheids (Hinweis auf 
meine obigen Ausführungen unter 4a) in der Praxis 
zu beachten. Nur dann werden unnütze, zeitraubende 
und koſtſpielige Rechtsmittel vermieden. 


Es iſt nicht erforderlich, daß dem Steuerpflichtigen 

vor Abgabe der Verzichterklärung außer der Höhe der nach⸗ 
zufordernden Einkommenſteuer auch die mutmaßliche Höhe 
der Kirchenſteuer, die nach der Einkommenſteuer berechnet 
wird, bekanntgegeben wird. Auch die vorausſichtliche Höhe 
der Steuerſtrafe braucht nicht bekanntgegeben zu werden. 
Das iſt deshalb nicht erforderlich, weil gegen Kirchenſteuer⸗ 
beſcheide und Strafbeſcheide ſelbſtändige Rechtsmittel ein⸗ 
gelegt werden können (RFH-Urteile vom 13. Mai 1936 VIA 
930/35, RStBI 1936 S. 616, und vom 3. April 1935 VIA 
355/84, RStBl 1935 S. 742). 
Wenn der Steuerpflichtige geltend macht, er habe durch 
die Anerkennung z. B. der Umſatzſteuernachforderung und 
der Einkommenſteuernachforderung den ganzen Steuerfall 
einſchließlich der Kirchenſteuer und der Steuerſtrafe als er⸗ 
ledigt angeſehen, ſo iſt das ein Irrtum im Beweg⸗ 
grund. Dieſer Einwand kann den Rechtsmittelverzicht, 
weil er eine öffentlich-rechtliche Willenserklärung iſt, nicht 
erſchüttern (RꝗH⸗Urteil vom 9. Juli 1931 VIA 
1275/31, StArch 1931 S. 346; StArch 1932 S. 148; Sächſ. 
DVG vom 25. Juli 1935 75 1/35, DS 1936 S. 208, Be⸗ 
amtenausgabe S. 168). 


Unbegründete und unbewieſene Einwen— 
bungen des Steuerpflichtigen, z. B. er habe bei Abgabe des 
echtsmittelverzichts unter einem unzuläſſigen Zwang 
und Druck des Finanzamts gehandelt oder er ſei der 
Will kü r des Finanzamts ausgeſetzt geweſen, können die 
irkſamkeit und Gültigkeit des Rechtsmittelverzichts auch 
nicht erſchüttern (RF H⸗Urteile vom 8. Januar 1936 VIA 
880/35, RSBI 1936 S. 100, vom 21. Oktober 1936 VIA 
246/35, RStBl 1936 S. 1092, und vom 26. Juli 1939 
1 386/39, RStBl 1939 S. 946). 


b) nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids 


Der Steuerpflichtige wird nach Bekanntgabe des Steuer- 
beſcheids unter Umſtänden dann auf das Rechtsmittel der 
nfechtung verzichten, wenn er an einer baldigen Klärung 
der Frage intereſſiert iſt, ob oder in welchem Umfang von 
ihm ein Steuervergehen begangen worden iſt. Über 
le Beſtrafung iſt jedoch in einem beſon deren Xer- 
uhren, dem Steuerſtrafver fahren, zu entſcheiden. 
Fuſicherungen über Straffreiheit oder milde Beſtrafung 
ollen deshalb im Beſteuerungs verfahren nicht 
gemacht werden. Der Steuerpflichtige muß den 
ſtechtsmittelverzicht ohne jede Beeinfluſ⸗ 
züng abgeben. Nur fo können Zweifel an der Rechts⸗ 
gültigkeit des Verzichts ausgeſchaltet werden. 


5. Verzicht im Rechtsmittelverfahren 


Es iſt rechtlich denkbar und zuläſſig, daß ein Steuer⸗ 
öflichtiger ſeine Anfechtung zurücknimmt unter der Voraus⸗ 
"gung, daß ihm ein neuer, ſchließlich auch nur ein vorläufi- 
ger Steuerbeſcheid zugeſtellt wird, und da ß er dabei 
duf Rechtsmittel gegen den neuen Beſcheid 
nach beſonderer Maßgabe verzichtet. Dieſer 
Rechtsmittelverzicht iſt inſoweit wirkſam, als er er⸗ 


klärt wird. Weder der vorläufige noch der ſich an⸗ 
ſchließende endgültige Steuerbeſcheid kann in den Punk⸗ 
ten, in denen der Steuerpflichtige ausdrücklich Verzicht 
geleiſtet hat, durch Rechtsmittel von neuem angegriffen 
werden. Für die Wirkſamkeit des Rechtsmittelverzichts iſt 
aber Vorausſetzung, daß eindeutig und zweifelsfrei feſtſteht, 
welche Punkte zur Zeit des Rechtsmittelverzichts ungeklär: 
waren und ſchließlich durch neue Rechtsmittel angegriffen 
werden können (RFH-Urteile vom 4. September 1935 VIA 
831/34, RStBl 1935 S. 1299, und vom 5. Januar 1938 V] 
683/37, RStBl 1938 S. 74). 


In der gleichen Richtung wie das Urteil des Reichs⸗ 
finanzhofs vom 4. September 1935 bewegt ſich das Urteil 
vom 26. September 1935 VI A 598/35, RStBl 1935 ©. 1301. 
Darin iſt grundlegend ausgeführt: 


„Erklärt der Steuerpflichtige im Berufungsverfahren, er 
wolle beſtimmte, unter Umſtänden rechtserhebliche Behauptun⸗ 
gen nicht mehr geltend machen, ſo iſt es kein Verfahrensmangel, 
wenn das Finanzgericht dieſe Einwendungen nicht mehr prüft. 
Im Rechtsbeſchwerdeverfahren kann der Steuerpflichtige wegen 
des Verbots neuen tatſächlichen Vorbringens auf ſeine früheren 
Behauptungen nicht zurückgreifen.“ 


Iſt ein Rechtsmittel eingelegt, ſo kann auf Weiterver⸗ 
folgung des geſamten Rechtsmittels verzichtet werden. Das 
geſchieht aber nicht durch Verzicht auf das Rechtsmittel, ſon⸗ 
dern durch Rücknahme des Rechtsmittels (8 253 
AO). 


6. Verzicht im Steuerſtrafverfahren 


Die Erklärung des Steuerpflichtigen, daß er auf 
Rechtsmittel gegen eine Steuerfeſtſetzung verzichte, kann 
mit einer Unterwerfungsverhandlung nach 
$ 445 AO verbunden werden. Das iſt denkbar ent⸗ 
weder, nachdem dem Steuerpflichtigen in einem Steuer⸗ 
beſcheid die Beſteuerungsgrundlage und die Höhe der Steuer 
bekanntgegeben wurde, Rechtskraft des Steuerbeſcheids aber 
noch nicht eingetreten iſt, oder vor Bekanntgabe des Steuer⸗ 
beſcheids. Im letzteren Fall iſt für die Wirkſamkeit des 
Rechtsmittelverzichts auch erforderlich, daß dem Steuer⸗ 
pflichtigen die Beſteuerungsgrundlage und die Höhe der 
Steuer, mindeſtens überſchlägig, bekanntgeworden ſind. 


Wenn ein Steuerpflichtiger in einer Unterwer⸗ 
fungsverhandlung auf Rechtsmittel gegen 
eine Steuerfeſtſetzung verzichtet hat, dann iſt die Unter⸗ 
werfung der maßgebende Rechtsakt und der Rechts⸗ 
mittelverzicht nur eine Art Zubehör. Die Rechtswirkſamkeit 
des Rechtsmittelverzichts hat ſich deshalb nach den für die 
Unterwerfung geltenden Normen zu richten. Der Rechts- 
mittelverzicht wird deshalb mit der Rechtskraft der 
Beſtrafung, das iſt mit der Genehmigung der Unterwer— 
fungsverhandlung, unabänderlich wirkſam (RTS- 
Urteil vom 25. März 1936 VI A 39/36, RStBl 1936 S. 406). 


Ein Rechtsmittelverzicht, der mit einer Unterwerfung 
verbunden iſt, wird dagegen in der Regel dann unwirk⸗ 
ſam ſein, wenn die Unterwerfungsverhandlung nicht 
rechtskräftig wird. Wird z. B. eine Unterwerfungs⸗ 
verhandlung nicht genehmigt, weil Strafart und Strafmaß 
härter ausfallen ſollen, dann wird der Rechtsmittelverzicht 
des Steuerpflichtigen ebenſo unwirkſam wie die Unterwer⸗ 
fungsverhandlung ſelbſt. Das iſt deshalb richtig, weil der 
Steuerpflichtige in der Erwartung auf Rechtsmittel ver⸗ 
zichtet hat, daß ſeine Straftat ſo beurteilt wird, wie das ſei⸗ 
nen Ausdruck in der Unterwerfungsverhandlung gefunden 
hat (R H⸗Urteil vom 16. September 1936 VI A 662/36, 
NEID 1936 S. 993). 


Wirtſchaftlicher Beobachter 
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Geld, Kredit und äflentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 12. März 1940, 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939, Januar 1940, Februar 
und März 99,92; April und Mai 99,85. — Steuergut⸗ 
ſcheine II: Juni 1942 101 ¼ ; Juli 100,75; Auguſt 100%; Sep⸗ 
tember 100; Oktober 99/8; November 995¾. 


Fünfzig Millionen⸗Anleihe der Sächſiſchen Werke. Die Aktien⸗ 
geſellſchaft Sächſiſche Werke in Dresden hat eine Anleihe von 
fünfzig Millionen Reichsmark aufgelegt. Die Anleihe 
wird mit 4½ vom Hundert berzinſt. Der Zeichnungspreis betrögt 
97% vom Hundert. Der Erlös der Anleihe ſoll insbeſondere zum 
Ausbau und zum Neubau von Braunkohlenkraftwerken dienen. 


Abſchluß der Gemeinſchaftsgruppe Deutſcher Hypotheken 
banken für das Geſchäftsjahr 1939. Die ſechs Hypothekenbanken, 
die in der Gemeinſchaftsgruppe Deutſcher Hypothekenbanken zu⸗ 
ſammengeſchloſſen find, haben ſich im Geſchäftsjahr 1989 günſtig 
entwickelt. Der Geſamtdarlehensbeſtand iſt auf über 
drei Milliarden Reichsmark geſtiegen. Die Zinsrückſtände 
find gegenüber dem Geſchäftsjahr 1938 von 2,2 vom Hundert auf 
1,4 bom Hundert zurückgegangen. Der handelsrechtlich aus⸗ 
gewieſene Reingewinn 1939 beträgt 5,34 Millionen Reichs 
mark. Es wird ein Gewinnanteil von 6 vom Hundert aus- 
geſchüttet. 


Neufeſtſetzung der Kriegsbeiträge der Gemeinden. § 14 der 
Kriegswirtſchaftsberordnung gemäß ſind die Gemeinden ver⸗ 
pflichtet, beſtimmte Beträge als Kriegsbeitrag an das Reich zu 
leiſten. Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsminiſter 
des Innern find ermächtigt worden, die Höhe der Kriegsbeiträge 
der Gemeinden neu feſtzuſetzen. Hinweis auf die Verordnung zur 
Ergänzung der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 29. Februar 1940 
(RGBl I S. 454), 


Übernahme von Garantien durch das Reich. Der Aufbau der 
deutſchen Kriegswirtſchaft und die Erweiterung des 
deutſchen Volksraums machen es erforderlich, daß das Reich 
Garantien übernimmt. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt 
deshalb ermächtigt worden, Kredite zu gewährleiſten, die den 
oben bezeichneten Zwecken dienen. Hinweis auf die Verordnung 
über die Übernahme von Garantien zur Förderung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens und zur Förderung des deutſchen Volkstums vom 
27. Februar 1940 (RGI I S. 445). 


e ee 


Eiſenerſparnis in der Bauwirtſchaft. Der Beauftragte für den 
Vie rjahresplan und der Generalbevollmächtigte für die Regelung 
der Bauwirtſchaft haben durch eine Zweite Durchführungsbeſtim⸗ 
mung zur Achten Anordnung Richtlinien zur Eiſen⸗ 
erſparnis erlaſſen. Siehe Reichsanzeiger Nr 45 vom 
22. Februar 1940. 


Maſchinen für lebenswichtige Bauvorhaben. Der General⸗ 
bevollmächtigte für die Regelung der Bauwirtſchaft hat eine An⸗ 
ordnung erlaſſen. Danach müſſen alle Betriebe der Bauwirtſchaft 
monatlich Meldung über den Stand an freien Baumaſchinen er⸗ 
ſtatten. Außerdem müſſen die Baumaſchinen und Geräte, die bei 
nicht als kriegswichtig oder lebenswichtig anerkannten Bau⸗ 
vorhaben eingeſetzt ſind, gemeldet werden. 


Beſchränkung der Herſtellung von Schreibmaſchinen ver⸗ 
längert. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat die Geltungsdauer der 
Anordnung über die Beſchränkung der Herſtellung bon Schreib⸗ 
maſchinen vom 13. Oktober 1936 bis 28. Februar 1941 verlängert. 
Siehe Reichsanzeiger Nr 48 vom 26. Februar 1940. 


Neuheit der Grammophonplatteninduſtrie. Die Grammophon⸗ 
platteninduſtrie zeigt auf der Leipziger Frühjahrsmeſſe eine 
Schallplatte, die viermal ſo lange wie die bisher üblichen Schall⸗ 
platten ſpielt. Die neue Schallplatte unterſcheidet ſich gütemäßig 
und preislich nicht von den früheren Erzeugniſſen. 


Tannwalder Baumwollſpinnerel größter Textilkonzern im 
Sudetengebiet. Die Tannwalder Baumwollſpinnerei AG hat die 
ehemalige Cichorius⸗Spinnerei in Kratzau übernommen. Mit 
der Übernahme der Cichorius⸗Spinnerei iſt die Tannwalder 
Baumwollſpinnerei A der größte Textilkonzern im Sudeten⸗ 
gebiet geworden. Er verfſgt über rund 75 000 Spindeln und 
3 300 Webſtühle. 


Einführung des Handwerksrechts in der Oſtmark. Durch Ber: 
ordnung vom 24. Februar 1940 (MELLE I S. 420) wurden in der 
Oſtmark eingeführk: 

1. der Vierte Teil „Ehrengerichtsbarkeit“ der Erſten Verordnung 
über den vorläufigen Aufbau des Deulſchen Handwerks vom 
15. Juni 1934, 

2. die Dritte Verordnung über den 
Deutſchen Handwerks, 

3. die Verordnung über die Einrichtung und Anlegung der Hand⸗ 
werksrolle, 

4. das Verzeichnis der Gewerbe, die handwerksmäßig betrieben 
werden können. 


Verkehr 


Poſtdienſt mit dem Generalgouvernement für die beſetzten 
polniſchen Gebiete. Im Poſtdienſt mit den beſetzten polniſchen Ge⸗ 
bieten ſind die folgenden Sendungen zugelaſſen: 


vorläufigen Aufbau des 


1. Briefe im Gewicht bis zu einem Kilogramm, 

2. Bahnhofsbriefe bis zu 500 Gramm, 

3. Poſtkarten und Poſtkarten mit Antwortkarte, 

+ Druckſachen, Warenproben, Miſchſendungen und Zeitungsdruck 
ſachen bis zum Gewicht von einem Kilogramm, 

5. Blindenſchriftſendungen bis zu fünf Kilogramm, 

6. Päckchen bis zu zwei Kilogramm, 

7. gewöhnliche Pakete und unverſiegelte Wertpakete bis zu fünf 
srilogramm. 


Briefſendungen, mit Ausnahme der Bahnhofsbriefe und der Zei⸗ 
tungsdruckſachen, können unter „Einſchreiben“ verſandt werden. 
Jeden Paket iſt eine weiße Auslandspaketkarte mit Zollinhalt⸗ 
erklärung und ſtatiſtiſchem Anmeldeſchein beizufügen. Für alle 
anderen Sendungen gelten die Gebühren und Verſendungsbedin⸗ 
gungen des innerdeutſchen Poſtdienſtes. 


Höchſtgeſchwindigkeiten für Kraftfahrzeuge mit Rieſenluft⸗ 
reifen. Der Verordnung vom 22. Februar 1940 gemäß (RGBl 1 
S. 402) ſind für Kraftfahrzeuge mit Rieſenluftreifen die folgenden 
Höchſtgeſchwindigkeiten feſtgeſetzt worden: 


1. für Fahrzeuge mit Reifen in der Größe von 7,50 — 20 bis 
9,75 — 24 eine Höchſtgeſchwindigkeit von 40 km je Stunde, 

2. für Fahrzeuge mit Reifen von über 9,75 — 24 Größe eine 
Höchſtgeſchwindigkeit von 28km je Stunde. 


Alle in Betrieb befindlichen Kraftfahrzeuge mit Rieſenluftreifen 
müſſen ſpäteſtens am 15. Mai 1940 mit Vorrichtungen verſehen 
werden, die eine UÜberſchreitung dieſer Höͤchſtgeſchwindig⸗ 
keiten unmöglich machen. 


Beſtand und Zunahme der Haushaltungen im Deutſchen 
Reich. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich 
für die Zahl und die Zunahme der Haushaltungen im Deutſchen 
Reich das folgende Bild: 


Bevölkerunge 
zunahme 


Haushaltungszuwachs 


Haus⸗ gegenüber der vorhergegangenen Zählung 
929 870 Wee 1 80 durchſchuftt⸗ ingge, | durch. 
€ eſtand nsgeſam lich jährlich ſamt 118 5 
ährlich 
Zahl v. p.] v.. 08. 


Heutiges Reichsgebiet ohne Memelland. Danzig und neue Oſtgebiete 


a . e . 1% | b 
17 5.1939 22 770 156 |1 995 413 9,6| 332 569 |7,60| 3,8 


Altes Reichsgebiet (Stand vom 1. 1. 1938) 
1.12.1910 12 962 911 8 0 


0,64 


* > | 5 
16. 6.1925 15 535 6952 572 784 /9.8 177 433/67] 6. | 0,56 
16.6. 193317 951 378 |2 415 6830/5, 301 960 7,9 45 | 0,56 
17 5.1939 19 816 335 | 1 864499 [70,4 310 750,73] 5, | 0,83 


